
Klar sei, „dass das nicht 
spurlos an den Linzern 
vorbeigehen werde“, sag-
te der Linzer SPÖ-Bür-
germeister Luger über ein 
Sparpaket, das Kürzun-
gen bei Kultur und Bil-
dung sowie Gebühren-
erhöhungen beinhaltet. 
Auch in Wien droht ei-
ne Kürzung von 10% des 
Gesamtbudgets. In Wie-
ner Neustadt spart eine 
Koalition aus ÖVP, FPÖ, 
Grüne und Unabhängi-
gen 16 Millionen im Jahr 
ein – was zur Schließung 
fast aller Jugendzentren 
führt.

Oft fühlt man sich an-
gesichts der Verschlech-
terungen hillos. Aber es 

ist möglich, Widerstand 
zu organisieren wenn 
man sich mit anderen zu-
sammentut. Ein erster 
Schritt sind Trefen von 
Betrofenen. Über (Sozi-
ale) Medien, ofene Brie-
fe und Erfahrungsberich-

te haben z.B. Eltern in 
Wels die Kürzungen bei 
Kindergärten durch den 
FPÖ-Bürgermeister be-
kannt gemacht.

Durch Unterschrifte-
naktionen und Proteste 
auf der Straße kann der 
Druck auf die politisch 
Verantwortlichen erhöht 
werden. Die letzten Jah-
re zeigen: Wo es Angebote 
für Widerstand gibt, wer-
den diese genutzt. Vie-
le unterschrieben gegen 
die Kürzung der Wohn-
beihilfe in der Steiermark 
und hunderte beteiligten 
sich dann im Oktober an 
einer Demonstration. Als 
die Basisinitiativen Ca-
Revolution/Care Revo-

lution 2015 Proteste und 
Demonstrationen in Salz-
burg und Wien organi-
sierten, folgten hunderte 
Beschäftigte dem Aufruf, 
um gegen das Kaputtspa-
ren im Gesundheitssys-
tem zu demonstrieren.

Die Argumente der Po-
litikerInnen (egal wel-
cher Partei) sind überall 
die gleichen: Angeblich 
ist kein Geld da. Gleich-
zeitig liegen Millionen 
und sogar Milliarden auf 
den Konten der Super-
reichen und der großen 
Unternehmen. Gewerk-
schafterInnen, Beschäf-
tigte, PatientInnen/Kli-
entInnen und AktivistIn-
nen linker Organisatio-
nen gemeinsam: sorgen 

wir dafür, dass aus Wut 
endlich Widerstand wird. 
Lassen wir uns nicht ge-
geneinander ausspielen. 
Wir sollten nicht über-
legen, ob bei Gesundheit 
oder Kultur gekürzt wer-
den soll, sondern wie wir 
das Geld, das Superrei-
che durch unsere Arbeit 
angehäuft haben, nutzen 
können, um ein gutes Le-
ben für alle zu ermögli-
chen. 
  Christoph Glanninger

Die SLP fordert:
 
 FWiderstand gegen alle 
Kürzungen aufbauen!

 F Gewerkschaft muss 
Kämpfe organisieren!

 F Gemeinsam sind wir 
stärker - Proteste 
zusammenführen!

 F Für eine politische 
Alternative – die 
Reichen sollen zahlen!
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Mogelpackung Bildungsreform 
Bei dieser Reform geht es vor allem um eines: Die 
Bildungsreform soll das Schulsystem in Öster-
reich modernisieren. Die Erfahrung lehrt aber: 
Wenn MinisterInnen uns ein Reformpaket prä-
sentieren, stecken keine Vorteile für die Betrof-
fenen drinnen. Denn wenn PolitikerInnen „kos-
tenneutral“ sagen, meinen sie „Kürzungen“. Es 
ist aber nur Mangelverteilung.                 Seite  2 

Frauenprotest schlägt Regierung
Vor nur einem Jahr kam in Polen die rechtspopu-
listische Law & Justice-Partei (PiS) an die Macht. 
Diese Regierung plante, Abtreibungen komplett zu 
verbieten – die Antwort war eine Explosion der Wut. 
Ein bundesweiter Frauenstreik und Proteste mit 
140.000 Menschen in 143 Demonstrationen im gan-
zen Land haben die Regierung zum Rückzug ge-
zwungen – vorläuig..                            Seite   12

Schwerpunkt
Österreich hinkt bei der 
Entwicklung einer neuen 
linken Formation hinter-
her – doch zumindest kön-
nen wir aus den Erfahrun-
gen von Projekten in ande-
ren Ländern lernen.                         
                                Seiten 7-10
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In ganz Österreich wird 
gekürzt, und alle etablierten
Parteien sind mit dabei.

Schluss mit dem 
KAPUTTSPAREN!



2 Nr. 253 | 11.2016Innenpolitik
von Sonja Grusch Millionen 
haben gegen das Freihan-
delsabkommen CETA unter-
schrieben, Hunderttausen-
de demonstriert. Ende Okto-
ber schien es am Widerstand 
der wallonisch-belgischen Re-
gionalregierung zu scheitern. 

SPÖ-Bundeskanzler Kern hatte sich kritisch über 
CETA geäussert und eine Mitgliederbefragung in der 
SPÖ durchführen lassen. Dann hat er sich als „har-
ter Verhandler“ inszeniert – und stimmte fristge-
recht dem Pakt zu. Kern ist nicht umgefallen, weil er 
nie wirklich gegen CETA stand.

Kern hat „verantwortungsvoll“ agiert. Ein Boy-
kott des Abkommens hätte „die Glaubwürdigkeit der 
EU in der Welt beschädigt“ (Kern). Sollte der Pakt 
scheitern, wäre das eine „Blamage“ für Europa. So 
äußern sich PolitikerInnen und JournalistInnen, die 
im Sold der Wirtschaft stehen. Hier zeigt sich deut-
lich, für wen sie Politik machen. Es geht um Wirt-
schaftsinteressen, Verantwortung gibt es gegenüber 

Investoren, Unternehmen und Proiten. Bei Glaub-
würdigkeit geht es darum, ob sich die Wirtschaft si-
cher sein kann, dass die Politik ihre Interessen auch 
wirklich durchbringt. Und das wird sie auch bei CE-
TA versuchen, notfalls auch an Parlamenten und an-
deren (mehr oder weniger) demokratischen Struk-
turen vorbei. 

Die herrschende Politik ist die Politik der herr-
schenden Klasse, also der Reichen, Mächtigen und 
KapitalistInnen. Es ist gut, dass die Gewerkschaft 
gegen CETA und TTIP ist. Die Durchgrifsmacht der 
SPÖ auf den ÖGB hat diesmal versagt – eine wichtige 
neue Entwicklung. Bedeutet doch die Vertretung der 
Interessen der ArbeitnehmerInnen heutzutage in der 
Regel, sich auch gegen die SPÖ und deren Politik zu 
stellen. Ja, es geht um Verantwortung. Doch die Ge-
werkschaften sollten nicht den Interessen der Kapi-
talistInnen gegenüber verantwortlich sein, sondern 
jenen von Beschäftigten und ihren Familien. Weil es 
nämlich nicht allen gut geht, bloß weil es der Wirt-
schaft gut geht!

Mit der Reform sollen sich 
mehrere Schulen zu einem 
Schulcluster zusammen-
schließen können. An-
geblich geht es um die Er-
leichterung der Verwal-
tung. Doch zusätzlich zu 
den Direktionen soll es 
auch noch Clusterleite-
rInnen geben. Also oben 
mehr Personal, während 
unten dringend Perso-
nal (LehrerInnen, Sozi-
alarbeiterInnen und Bü-
rokräfte) gebraucht wird! 
Außerdem dürfen Direk-
torInnen bei der Auswahl 

der LehrerInnen mitbe-
stimmen. Freunderlwirt-
schaft und politische Ein-
färbung sind vorprogram-
miert.

SchülerInnen, Eltern 
und PädagogInnen selbst 
aber werden in Zukunft 
wohl noch weniger mit-
zubestimmen haben. Wa-
rum liegt die Wahl der 
Schulleitung nicht bei ih-
nen? Das bleibt bei den 
etablierten Parteien, die 
sich hinter „ExpertInnen“ 
verstecken. Die Betrofe-
nen aber werden ignoriert.

Schulcluster statt
Demokratie an Schulen

Geld für Bildung, 
nicht für Banken

CETA, Kern und 
Verantwortung wofür?
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Im Durchschnitt müssen 
Eltern jedes Jahr und für 
jedes Kind 1.300 Euro für 
Bücher, Kopiergeld, Spint 
und vieles mehr zahlen. 
Der Mangel im Bildungs-
wesen bedeutet Privatisie-
rung der Bildung. Entwe-
der indem Kinder gleich 
auf (teure) Privatschulen 
geschickt werden oder in-
dem Bildung zugekauft 
werden muss (z.B. durch 
private Nachhilfe). Ei-
ne kostenneutrale Reform 
löst keines der existieren-
den Probleme. Doch am 

Geld mangelt es eigentlich 
nicht. Die Regierung hat 
nach wie vor kein Problem 
damit, Geld für Banken, 
Konzerne und Aufrüs-
tung zu verwenden. Das 
reichste 1 % in Österreich 
besitzt ohnehin schon 
37% des Gesamtvermö-
gens. Die SLP fordert da-
her auch hier: Holen wir 
uns das Geld bei den Rei-
chen. Finanzieren wir ein 
Bildungssystem, von dem 
alle proitieren, indem wir 
bei den Leuten kürzen, die 
im Überluss leben.

Die Bildungsreform soll das 
Schulsystem in Österreich 
modernisieren. Die Erfah-
rung lehrt aber: Wenn Mi-
nisterInnen uns ein Re-

formpaket präsentieren, 
stecken keine Vorteile für 
die Betrofenen drinnen. 
Diese neue Reform bein-
haltet: SchulleiterInnen 
dürfen sich „ihr“ Lehr-
personal aussuchen. Es 
werden „Schulcluster“ 
geschafen. Es kommt die 
lexible Gestaltung der 
Unterrichtsstunden, es 
wird keine ixen 50–Mi-
nuten Einheiten mehr ge-
ben.

Diese „Zuckerln“ dienen 
v.a. darum, um von all den 
Rückschritten dieses Pake-
tes abzulenken. In Wahr-
heit ist diese Reform vor 

allem eines: Mangelver-
teilung. Denn sie ist kos-
tenneutral. Es wird kein 
zusätzliches Geld für das 
Schulwesen investiert. 

In österreichischen Schulen 
gibt es massive Probleme, 
u.a. fehlen Räumlichkeiten. 
Der Job von LehrerInnen ist 
v.a. in Plichtschulen viel 
Sozialarbeit. Laut Gewerk-
schaft fehlen 13.500 Posten 
für Unterstützungsperso-

nal. Es gibt schöne Worte, 
aber zu wenig Ressourcen 
für Flüchtlingskinder. All 
diese Probleme sind ohne 
eine Aufstockung des Bud-
gets nicht lösbar. Dafür soll 
mit der Reform die Klas-
senschülerInnen-Höchst-
zahl aufgehoben wer-
den. Das alles wird zu ei-
ner Verschärfung des schon 
existierenden 2-Klassen-
Schulsystems führen. Es 
wird immer mehr Schulen 
für Arme und Schulen für 
Reiche geben. Letztere sind 
privat oder haben durch 
Zusatzzahlungen der Eltern 
mehr Geld, um die Lern-
bedingungen so angenehm 
wie möglich zu gestalten. 
Für Kinder aus „bildungs-
fernen Schichten“ bleibt 
nur das unbedingt Nötigs-
te – und nicht einmal das 
immer.

Simon Salzmann

Wenn PolitikerInnen 
„kostenneutral“ sagen, 
meinen sie „Kürzungen“.
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Die aktuelle Arbeitslosen-
rate liegt mit 8,3 Prozent 
so hoch wie seit Anfang 
der 1950er Jahre nicht 
mehr. Das bedeutet, dass 

mehr als 300.000 Men-
schen keine Arbeit ha-
ben. Auch das etwas stär-
kere Wirtschaftswachs-
tum im laufenden Jahr 
lässt die Arbeitslosen-
zahlen insgesamt nicht 
sinken. Die Reaktion da-
rauf war am Anfang die-
ses Jahres die Verkün-
dung eines „New Deal“ 
für Österreich von Bun-
deskanzler Kern. Viele 
Reformen im Bildungs-, 

Arbeits- und Gesund-
heitsbereich wurden 
versprochen. Auf Anfra-
ge bei der SPÖ, was kon-
kret von Kerns New Deal 

bisher umgesetzt wurde, 
gab es keine Antwort. 

Abgesehen von Ankün-
digungen, um die Wäh-
lerInnen glauben zu las-
sen, dass die SPÖ zur Rü-
cker einer starken Sozi-
aldemokratie wie unter 
Kreisky fähig wäre, blei-
ben leere Versprechun-
gen. Daran ändert auch 
Kerns neues Arbeits-
umfeld in Kreiskys Bü-

ro nichts. Denn was bis-
her umgesetzt wurde, 
macht Kerns keynesia-
nisches Verständnis von 
Wirtschaftspolitik deut-

lich: es wird nicht gezielt 
den Menschen geholfen, 
sondern den Konzernen. 
Viele der Maßnahmen 
greifen Unternehmern 
unter die Arme anstatt 
gezielt den Lebensstan-
dard der breiten Mas-
se zu erhöhen. Das wird 
bestenfalls ein Neben-
produkt eines gestärkten 
Wirtschaftsraums Öster-
reich sein. Stattdessen ist 
geplant, das Pensionsan-

trittsalter zu erhöhen, in 
die Landesverteidigung 
zu investieren und Mil-
lionen Euro für Start-
up-Pakete auszugeben, 
um neue Unternehmens-
gründungen zu fördern. 
Das Ziel ist es, den öster-
reichischen Wirtschafts-
markt innerhalb Europas 
zu stärken. 

Diese Reformen werden 
nicht die Beschäftigungs-
quoten in die Höhe trei-
ben oder Jugendarbeits-
losigkeit und Altersarmut 
beseitigen. Die Forde-
rungen sollten Arbeits-
zeitverkürzung bei vol-
lem Lohnausgleich, eine 
Senkung des Pensionsan-
trittsalters, mehr Geld für 
Bildung und Gesundheit 
und leistbaren Wohnbau 
sein! 

Shona Thompson

Vor einigen Monaten 
machte Norbert Hofer 
Schlagzeilen mit einem 
Interviewauftritt samt 
Malteserkreuz des St. 
Georgs-Ordens am Re-
vers. Dieser Orden ver-
steht sich laut Eigende-
inition als: "christlich.
[...] elitär […] wertkon-
servativ, wirtschafts-
liberal und bekennt 
sich zur umfassenden 
Landesverteidigung." 
Ein Deutschnationa-
ler als stolzes Mitglied 
eines ÖVP-nahen, ka-
tholisch-monarchis-
tischen Ordens, der 
sich mit Mitgliedern 
wie Erwin Pröll und 
Ursula Stenzel brüs-
tet? (Besonders pikant: 
Auch ex-SPÖ-Innen-
minister Schlögl ist 
Ordensmitglied.) We-
niger überraschend, 
als es zunächst klin-
gen mag. In dem Ma-
ße, in dem die FPÖ sich 
zu einer rechten Mas-
senpartei entwickelt, 
die beste Aussichten 
hat, bald Regierungs-
partei zu werden, ent-
decken auch bisher 
ÖVP-aine traditio-
nelle österreichpatri-
otische ReaktionärIn-
nen die Vorzüge der 
aufstrebenden Kraft 
für sich. Diese mittel-
alterlich anmutenden 
Ritterorden, monar-
chistischen Organisa-
tionen, katholischen 
Fundi-Organisationen 
usw. sind nicht einfach 
eine irrelevante Ku-
riosität. Sie sind nach 
wie vor Vernetzungs-
räume für die reakti-
onärsten Teile der Eli-
ten aus Wirtschaft, Po-
litik und Bildungswe-
sen. Und scheinen nun 
drauf und dran zu sein, 
auch die Gräben zwi-
schen den zwei großen 
rechten Parteien ÖVP 
und FPÖ zu schließen 
sowie Hofer und die 
FPÖ auch in der inter-
nationalen Diplomatie 
salonfähig zu machen: 
Hofers aufsehenerre-
gender Empfang beim 
tschechischen Präsi-
denten Milos Zeman 
wurde von seinen Or-
denskameraden einge-
fädelt.

Fabian Lehr

Der rechte Rand

Der New Deal waren Re-
formen, die US-Präsident 
Roosevelt einführte, um die 
Auswirkungen des Börsen-
crash 1929 zu lindern. Vie-
le AmerikanerInnen hatten 
Arbeit und Ersparnisse ver-
loren. Die Sozialhilfe wollte 
Roosevelt an eine Arbeits-
plicht binden. Forderun-
gen nach staatlicher Pensi-
on und Grundeinkommen, 
inanziert durch radika-
le Besteuerung hoher Ein-
kommen und Vermögen, 
wurden von der Regierung 
abgelehnt.

Von den 20 Millionen ver-
armten Menschen wurden 
nur sieben Millionen von 
den Arbeitsbeschafungs-
programmen als arbeits-
tauglich eingestuft und 
somit beschäftigt. Die 
niedrigen Löhne führ-
ten 1939 sogar zum Streik 
von 1,5 Millionen. Von der 
Pensions- und Arbeitslo-
senversicherung blieben 
LandwirtInnen, Hausan-
gestellte und Selbständi-
ge ausgeschlossen, sowie 
über die Hälfte aller Afro-
amerikanerInnen.

Von günstigen Krediten zur 
Eigenheimförderung war 
das untere Drittel der Be-
völkerung ausgeschlossen, 
davon proitierten haupt-
sächlich Bauunternehmen. 
Die großen Farmen pro-
itierten von der künstli-
chen Verknappung (Ver-
nichtung) der Nahrungs-
mittelproduktion, wäh-
rend Menschen hungerten. 
Im Öfentlichen Dienst 
wurde bei den Gehältern 
der Beschäftigten gekürzt, 
wie auch bei den Pensio-
nen der Kriegsveteranen.

Der New Deal löste das Pro-
blem der Arbeitslosigkeit 
nicht, diese iel 1933-40 
nie unter 14%. Die Voll-
beschäftigung wurde erst 
durch das Aufrüsten im 2. 
Weltkrieg und mit Kriegs-
eintritt erreicht. An kri-
sengeschüttelte Unter-
nehmen wurden massiv 
staatliche Kredite verge-
ben und die Monopolbil-
dung gefördert. Sozialis-
tInnen kritisierten den 
New Deal als einen Ver-
such, den Kapitalismus zu 
retten.

Was der New Deal in den USA wirklich war

Die Arbeitslosigkeit steigt in Österreich 
seit dem August 2011. Und damit 
bereits seit über fünf Jahren.

Christian Kerns „New Deal“ - bitte warten...
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Im November trefen sich 
die Gewerkschaften VI-
DA und GPA-DjP mit den 
Arbeitgebern des Sozial-

bereichs. Es starten die 
Verhandlungen zum Kol-
lektivvertrag der priva-
ten Sozialbranche. Egal 
ob Caritas, Diakonie, So-
zialwirtschaft Österreich 
(vormals "BAGS") oder an-
dere, es geht um die Ein-
kommen von mehr als 
100.000 KollegInnen. 
Die ausverhandelten Er-
höhungen (letztes Jahr 
mickrige 1,35%) betrefen: 

PlegerInnen, ErzieherIn-
nen, Behindertenbetreue-
rInnen, SozialarbeiterIn-
nen und viele mehr.

Viele wollen sich mit der 
niedrigen Bezahlung und 
den hohen Burn-Out-Ra-
ten nicht mehr zufrieden 
geben. In einigen Betrie-
ben (Flüchtlingsbereich) 
gibt es Widerstand ge-
gen Kündigungen, in an-
deren neue kämpferische 
Betriebsratskandidatu-
ren. Aber die Spitzen von 
VIDA und GPA-DjP sind 
nicht bereit, den Unmut 

und die Aktivität für echte 
Arbeitskämpfe zu nutzen 
und hofen wieder einmal, 
mit „guten Argumenten“ 
etwas zu erreichen. Auch 
deswegen braucht es einen 
aktiven Zusammenschluss 
von kämpferischen Kolle-
gInnen und BetriebsrätIn-
nen. Es geht darum, ge-
meinsam im Betrieb, auf 
der Straße und in den Ge-
werkschaften Druck zu 
machen! Es ist Zeit, den 
Aufbau von solchen Grup-
pen von Sozial-Bereichs-
beschäftigten aktiv anzu-
gehen! "Sozial, aber nicht 
blöd" ist ein erster Zusam-
menschluss von wüten-
den KollegInnen im So-
zialbereich aus mehreren 
Betrieben und Bundeslän-
dern. "Sozial, aber nicht 
blöd" wird die KV-Ver-
handlungen mit Aktionen 
begleiten. 

Wir fordern 4% Gehalts-
erhöhung, mindestens aber 
150 Euro, weil v.a. in der 
Plege manche KollegIn-
nen real von Armut betrof-
fen sind. Nötig ist auch ech-
te Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn und oh-
ne Flexibilisierung auf 35 
Wochenstunden als ers-
ter Schritt. Und wir fordern 
das Ende aller erzwunge-
nen, unsicheren Beschäfti-
gungsformen wie Leihar-
beit, freier Dienstvertrag, 
Werkvertrag usw. 

Es ist notwendig, dass die 
Gewerkschaften mit der 
Vorbereitung von Aktionen 
im Betrieb beginnen. Inter-
nationale Beispiele zeigen, 
dass Streiks auch im Sozi-
albereich möglich sind und 
notwendige Maßnahmen 
sein können, um echte Ver-
besserungen zu erkämpfen.

Michael Gehmacher

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Die KrankenplegerIn-
nen von fünf Kranken-
häusern in Minesotta/
USA streikten im Ju-
ni das erste Mal. Unter-
stützung bekamen sie 
von der 15-Now-Bewe-
gung, die einen Min-
destlohn von 15 Dol-
lar pro Stunde anstrebt. 
Insgesamt streikten 
4.800 PlegerInnen für 
sieben Tage wegen der 
Verhandlungen um die 
Arbeitsverträge, die 
schon seit Jänner lau-
fen. Am 5. September 
starteten die PlegerIn-
nen einen unbefriste-
ten Streik der dann fünf 
Wochen andauerte. Ziel 
des Streiks war nicht 
primär eine Lohnerhö-
hung, sondern vor al-
lem eine Beibehaltung 
der Kranken- und Pen-
sionsversicherung und 
mehr Sicherheit am 

Arbeitsplatz. Es wur-
den Streikkomitees ge-
gründet mit „Kapitä-
nen“ der Streikteams, 
von denen jedeR für 10 
-15 Personen zustän-
dig war. Bei den Streiks 
postierte man sich in 
der ganzen Stadt und 
dort, wo die PatientIn-
nen aus den Kranken-
häusern kamen. Men-
schen holten sich bei 
den Streikposten Infor-
mationen und kauften 
Anstecker. Die 15-Now-
Bewegung unterstützte 
den Streik von Anfang 
an. 15-Now AktivistIn-
nen halfen bei der Or-
ganisierung von Schil-
dern und „Yard Signs“, 
die man sich als Zeichen 
der Solidarität in den 
Vorgarten stellen kann. 
Da der Streik lange dau-
erte und mit Lohnaus-
fällen zu rechnen war, 
wurden Notfallfonds 
eingerichtet, auch mit 
Sachspenden wurden 
die Streikenden unter-
stützt. Das Unterneh-
men nahm lieber Rie-
senverluste in Kauf, als 
die Arbeitsbedingun-
gen zu verbessern.  Am 
Schluss stand zwar eine 
Verschlechterung, aber 
nicht im von den Chefs 
geplanten Ausmaß.

Peter Hauer

Geschenkt wird uns nichts!

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Kämpfen geht – aber wie?!
Kein Herbst ohne Lohnrun-
de. Die Metaller fordern 
3%, die Unternehmen hal-
ten das für „absurd“. Die 
Gewerkschaft ruft zu Be-
triebsrätekonferenzen und 
wohl auch Betriebsver-
sammlungen auf. Die zen-
trale Frage ist: WIE können 
Verbesserungen erreicht 
werden. 

Gemeinsam: Lohnver-
handlungen inden in ver-
schiedenen Branchen statt. 
Die hemen – Löhne/Ge-
hälter bzw. Arbeitszeit sind 
dieselben. Die Argumen-

te der Unternehmen auch. 
Nicht nebeneinander, son-
dern miteinander in lauten 
und gut sichtbaren Aktio-
nen erreichen wir mehr.

Kämpferisch: Gute Argu-
mente interessieren die Un-
ternehmen nicht, es geht 
um Proite. Verhandlun-
gen und Säbelrasseln reicht 
nicht. Die x-te Betriebsver-
sammlung oder Medien-
aktion bringt nichts, weil 
sie die Unternehmen nicht 
stört. Viele KollegInnen 
sind bereit, sich an echten 
Kampfmaßnahmen zu be-

teiligen, aber nicht an zah-
men Dampfablassaktionen.

Demokratisch: Je stärker 
die Beschäftigten in einen 
Arbeitskampf eingebun-
den sind, umso erfolgrei-
cher ist er. In jedem Betrieb 
muss regelmäßig über den 
Stand der Verhandlungen, 
die Forderungen der Kol-
legInnen und die nächsten 
Kampfschritte diskutiert 
und entschieden werden. 
Keine Zustimmung ohne 
Urabstimmung. Es ist unser 
Geld, unsere Arbeit - also 
auch unsere Entscheidung! 

Der Unmut im Sozialbereich
ist groß: Zersplitterung 
überwinden und gemeinsam
kämpfen. So geht’s!
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Auf der Salztorbrücke, vor 
dem Raifeisengebäude in 
Wien, wird am 27.10. ein 24 
m ² Banner gespannt. Kurz 
darauf klettern AktivistIn-
nen mit demselben Ban-
ner auf den Casino Austria 

Balkon in der Wiener In-
nenstadt. Mit einem Mega-
phon werden Reden gehal-
ten, auch ein SLP-Aktivist 
ist oben dabei!

Unter dem Titel „Wir 
können uns die Reichen 
nicht mehr leisten!“ star-
teten die Aubruch-Akti-
onstage von 27. – 29. Okto-
ber. Es fanden österreich-
weit Aktionen statt, die von 

vielen AktivistInnen der 
SLP mitorganisiert wurden. 
Wien: Im 15. Bezirk wurde 
eine Tour organisiert, mit 
Stationen zu den hemen 
Gentriizierung, Prostituti-
on und kulturelle Einrich-

tungen. Im 12. Bezirk wur-
den Plakate aufgehängt, Tee 
verteilt und Ideen gesam-
melt, was wir mit dem vor-
handenen Reichtum alles 
tun könnten. Im 5.Bezirk 
gab es einen Reichtums-
spaziergang, der vorm AMS 
startete. In einem Gemein-
debau redete eine SLP-Ak-
tivistin über die Notwen-
digkeit des Kampfes für so-

zialen Wohnbau. Vor der 
Wirtschaftskammer sprach 
ein SLP-Aktivist über die 
KV-Verhandlungen im Me-
tallbereich. In Graz wur-
den Kundgebungen und ein 
Bankenlashmob organi-

siert. Und das waren nur ei-
niger der österreichweiten 
Aktivitäten.

Zahlreiche Aufbreche-
rInnen steckten viel Ener-
gie in die Aktionstage und 
sorgten dafür, dass ein star-
ker Auftritt geschaft wur-
de. Machen wir so weiter! 

Stefan Gredler 
und Janina Lenz, 

(Aufbruch-Aktivistin)

Aufbruch: Aktionstage

Motivierte AktivistInnen und begeisterte
PassantInnen zeigen: Die Stimmung für 
einen Aufbruch ist da!

Am 29. Oktober fand der 
rechtsextreme Kongress in 
den Linzer Redoutensälen 
statt, wo sich Rechtsextre-
me und Neofaschisten aus 
ganz Europa trafen. 

Das Bündnis „ Linz gegen 
Rechts“ rief zu einer Gegen-
demo auf - Linz stellt sich 
quer - und forderte gleich-
zeitig auch die Aulösung 
des Mietvertrags vom Land 
OÖ für diese Veranstaltung. 
Die SLP organisierte bereits 
im Vorfeld eine Kampagne 
zur Mobilisierung

Auf der Großdemo gegen 
CETA & TTIP, verteilten wir 
Flyer im Rahmen der Kam-
pagne, und luden zu den 
AktivistInnentrefen ein.

Die wöchentlichen 
Kundgebungen am Tau-
benmarkt, wurden genutzt 
um die Menschen über die 
Teilnehmer des Kongresses, 
durch Steckbriefe aufmerk-
sam zu machen. 

Das sich die rassistische 
und antisoziale Politik, der 
Schwarz-Blauen Regierung 
massiv auf unsere Leben 
auswirkt, wurde dabei im-
mer wieder angesprochen. 

Dies Zog eine große Auf-
merksamkeit auf sich und 
es entstanden coole Diskus-
sionen mit den PassantIn-
nen, viele trugen sich in den 
SLP Newsletter ein.

Touren durch Jugendzen-
tren und Lokale in Linz, wo 
die wir mit Plakaten, Fly-
er und der Vorwärts ein-
gedeckt unterwegs wa-
ren, fanden einen sehr gu-
ten Anklang. Das Feedback 

war immer ein sehr positi-
ves, und man merkte, dass 
die Kampagne schon weite 
Kreise zog und bereits viele 
Unterstützer hatte.

In den sechs Wochen der 
Kampagne, wurden ca. 
10.000 Flyer verteilt, et-
liche Zeitungen verkauft 
und neue Kontakte ge-
knüpft. 

Mit 3.500 Menschen (lt. 
Angaben der Organisato-
ren) war die Demo schließ-
lich das absolute Highlight.

Lautstark machte unser 
Block mit Sprüchen wie: 
„Was bedeutet schwarz und 
blau, Rassismus und So-
zialabbau“  ordentlich viel 
Stimmung.

„Hier in Oberösterreich 
sieht man ganz genau was 
FPÖ-Politik in der Pra-
xis bedeutet, wie man zB 
bei den Budgetstreichun-
gen in Kindergärten und 
der Jugendhilfe in Wels 
sieht!“ ,erklärte Franz Neu-
hold in einem Redebeitrag. 
Ein Flüchtling aus Pakis-
tan, der auch vorher schon 
beim Flyer verteilen mit-
half, meldete sich dazu zu 
Wort und berichtete über 
seine Erfahrungen. 

Der Erfolg dieser De-
monstration zeigt, wie 
wichtig es ist, verschiede-
ne Bereiche in eine aktive 
Kampagne miteinzubezie-
hen, um gegen die Angrife 
der Etablierten Politik ent-
schlossen Widerstand leis-
ten zu können. 

 Petra Oirer

Linz stellt sich quer: 
Gegen Rechts

„Als Junge habe ich demonstriert. 
Heute muss ich das immer noch!“

…sagte eine Protestieren-
de auf der KPÖ-Demons-
tration am 12.10. gegen die 
Kürzung der Wohnbeihilfe. 
Denn trotz massiven sozia-
len Kahlschlags der vergan-
genen Jahre wird durch die 
Novellierung einmal mehr 
bei den Ärmsten gespart. 

Die SLP hat sich gemein-
sam mit Aufbruch am Pro-
test beteiligt. Bei einer 
Kundgebung gegen die hor-
renden Mieten und einem 

„Leerstandsspaziergang“ 
machten wir klar, dass es in 
Österreich in den diversen 

Chefetagen genug Reich-
tum gibt, damit jedeR an-
genehm leben kann. 

Die Unterschriftenliste 
der KPÖ, die die alte Rege-
lung zurückfordert, ist ein 
Anfang. Um die Kürzung 
zurück zu schlagen müssen 
wir jedoch gemeinsam mit 
den MieterInnen Wider-
stand organisieren. Sonst 
bleiben die Aktionen der 
einzelnen Organisationen 
isoliert, erfolglos – und wir 
müssen in 50 Jahren immer 
noch demonstrieren.

 Moritz C. Erkl

Termin des Monats

Wir diskutieren zwei Tage lang über den Widerstand 
gegen Rassismus, Sexismus und Kapitalismus. U.a. 
mit Workshops zu Kampf für Frauenrechte, Antifa-
schismus, Soziale Kämpfe in den USA, Widerstand 
im Gesundheits- und Sozialbereich und dem Auf-
bau einer starken Linken. Mit dabei internationale 
ReferentInnen und Gäste aus ganz Österreich.
. und . .: Dangerous Ideas - Diskussionen über 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus
Jugendzentrum STUWE, Steingasse ,  Linz 
Details folgen unter slp.at und auf Facebook
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Mit den 70er Jahren war die 
einstmals rebellische Rock-
musik weitgehend kom-
merzialisiert und profes-
sionalisiert. Von den Wur-
zeln, dass jedeR mit etwas 

Talent und einer Gitarre auf 
einer großen Bühne lan-
den konnte, hatte man sich 
weit entfernt. Das Musik-
business regierte. Die Zeit 
insgesamt war geprägt von 
einer wirtschaftlichen Kri-
se, viele Jugendliche waren 
ohne Ausbildung und lan-
deten auf der Straße. Die 
Jugend begehrte auf gegen 
dieses System, das ihr kei-
ne Perspektive aufzeigte. Es 

entwickelte sich auch ein 
neuer Lebens- und Musik-
stil. Der Punk war geboren. 
Wie in den Anfängen des 
Rock der war es Jugendli-
chen möglich, ohne großes 

Equipment oder musika-
lische Erfahrung Musik zu 
machen. 

Von Anfang an war Punk 
auch politisch. Nicht weil 
diese Musikrichtung von 
Haus aus politisch ist, son-
dern weil es jedem/r mög-
lich war, ohne viel Geld ei-
ne Punk-Band zu gründen. 
Viele Jugendliche aus der 
ArbeiterInnenklasse nutz-
ten das, um ihrer Wut auf 

das System musikalisch 
Ausdruck zu verleihen. 
„he Clash“ prangerten 
zum Beispiel in ihren Tex-
ten Imperialismus, Rassis-
mus und soziale Missstände 

an und unterstützten auch 
die damaligen Proteste und 
Klassenkämpfe. 

Doch den Punk ereilte das 
gleiche Schicksal wie dem 
Rock Jahre zuvor. Der Ka-
pitalismus sah einen neuen 
Markt entstehen, eine gan-
ze Branche entstand rund 
um Punkmusik und Mo-
de. Punk wurde kommer-
zialisiert und Teil des Main-
stream. Politische Aussagen 

wurden dem Proit unter-
geordnet. „Dropkick Mur-
phys“ unterstützen z.B. of-
fen die Demokratische Par-
tei in den USA. Dem Punk 
geht die Rebellion verloren. 
Da stellt sich die Frage: Ist 
das noch Punkrock?

Aber es geht auch anders. 
Auch heute noch gibt es 
Punk-Bands, die sich selbst 
als marxistisch verstehen. 
So z.B. „Anti-Flag“, die da-
zu aufrufen, sich zu organi-
sieren und gegen die sozia-
len Missstände vorzugehen 
oder „Against Me!“, die sich 
für die Rechte von LGBT-
Personen einsetzen. Auch 
heute noch nutzen Jugend-
liche Musik, um die ange-
staute Wut gegen den Ka-
pitalismus auszudrücken. 
Dies kann ein Ansatzpunkt 
sein, um „Smash the Sys-
tem“ in die Tat umzusetzen. 

 Nicolas Prettner
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Donald Trump präsen-
tiert sich der deklassier-
ten, weißen Unter- und 
Mittelschicht als Vertre-
ter ihrer Interessen. Er 
prangert das „Establish-
ment“ – zu dem er selbst  
auch zählt - an. Damit 
trift der Rüpel mit der 
originellen Frisur einen 
wunden Punkt der herr-
schenden US-Eliten. 
Denn egal, ob Republi-
kaner oder Demokraten, 
es sind seit Jahrzehnten 
die gleichen Polit-Dy-
nastien, die die US-De-
mokratie als exklusives 
Klub-Event veranstal-
ten.

Die verschiedenen Fa-
milien stehen dabei für 
verschiedene Fraktio-
nen innerhalb der Ka-
pitalistenklasse. So be-
ruht das Vermögen der 
Familie Bush v.a. auf te-

xanischem Erdöl, doch 
bedienten die Bushs als 
Präsidenten, Gouver-
neure und Senatoren 
der Republikanischen 
Partei auch die Rüs-
tungsindustrie großzü-
gig – notfalls mit einem 
mutwillig vom Zaun 
gebrochenen Krieg, wie 
George W. in Afghanis-
tan und im Irak. Dem-
gegenüber scheinen sich 
die Demokraten eher 
auf der Wall Street wohl 
zu fühlen: Noch bevor er 
in den Alkoholschmug-
gel einstieg, war Dynas-
tie-Begründer Joseph P. 
Kennedy 1914 mit nur 
26 Jahren der jüngste 
Bankdirektor der USA, 
um schließlich groß ins 
Aktien- und Immobi-
liengeschäft einzustei-
gen. Mit Hillary und 
Bill Clinton schließt 
sich der Kreis zum Fi-
nanzkapital wieder; zu 
den größten Geldge-
bern der Clinton-Stif-
tung zählt das einluss-
reiche Bankhaus Gold-
mann Sachs.

Egal, wer letztlich das 
Rennen macht: das US-
Kapital hat weder von 
Trump, noch von Clin-
ton Veränderungen sei-
ner Wirkungsweise zu 
befürchten.

Alexander Svojtko

Rote 
Seitenblicke 

US-Sport: Zeichen gegen Rassismus
Die seit rund zwei Jahren 
aktive Black Lives Mat-
ter (BLM) Bewegung hat 
auch den Sport erreicht. 
Viele v.a. schwarze Sport-
lerInnen kommen aus 
der ArbeiterInnenklasse 
und haben diese Verbin-
dung nicht ganz verloren. 
So protestieren auch US-
SportlerInnen gegen die 
aktuelle politische Lage 
im Land. Sie geben einen 
stillen Protest bei den ver-
schiedensten Sportevents 
ab. Wie z.B., sich bei der 
Nationalhymne demonst-
rativ hinzusetzen oder bei 

Siegerehrungen den Gruß 
der Black Panther zu ma-
chen. Dies stößt auf viel 
Zustimmung, wird aber 
auch stark kritisiert. Der 
US-Präsidentschaftskan-
didat Donald Trump for-
dert jene SportlerInnen 
sogar auf, auszuwandern. 
Denn SportlerInnen seien 
nicht dafür da, politische 
Äußerungen zu tätigen, 
sondern sollen nur als gut 
funktionierende Werbei-
guren in unserer kapita-
listischen Welt existieren. 
Auch darum erregen diese 
kleinen Aktionen so gro-

ße mediale Aufmerksam-
keit. Dass die Bewegung 
dabei nicht stehen blei-
ben darf, sondern weiter-
gehen muss, ist vielen klar. 
Darum sind für den 5. De-
zember (Jahrestag des Be-
ginns des Montgomery 
Bus Boykott 1955) Aktio-
nen geplant. Daran wird 
sich auch unsere Schwes-
terorganisation, Socia-
list Alternative, beteili-
gen. „Es gibt keinen Kapi-
talismus ohne Rassismus“, 
wie Malcolm X schon be-
merkte. 

 Sarah Krenn

Trotz Kommerzialisierung war und ist Punk 
ein Mittel, um Jugendliche anzusprechen
und zu politisieren.

Punk ś (not) dead



Es stimmt, die Lage auf der 
Welt spitzt sich zu, auch in 
Österreich: Rekordarbeits-
losigkeit, Sparprogram-
me bei Bildung und Sozi-
ales, eine wachsende Zahl 
verarmter Menschen, aber 
auch die generelle Krise des 
politischen Systems. Es do-
miniert ein Ohnmachts-
gefühl. Alarmierend auch 
die Verbreitung von Rassis-
mus und der Erfolg rechts-
extremer Parteien. Zuneh-
mend kann die FPÖ sich als 
alleinige „Alternative“ zur 
etablierten Politik präsen-
tieren. Der unsoziale Kurs 
und die Umsetzung ras-
sistischer Politik durch die 
Regierungsparteien spie-

len ihr da noch zu. Dass die 
FPÖ allerdings selbst den 
härtesten Sozialabbau ver-
tritt, beweist sie, wo sie an 
der Macht ist.

Das völlige Versagen der 
etablierten Politik und 
das Fehlen einer wirkli-
chen Alternative treibt ei-
nige zu scheinbaren Rebel-
len wie Roland Düringer, 
Frank Stronach oder Irm-
gard Griss. Diese teilwei-
se obskuren Projekte sind 
tatsächlich ein Ausdruck 

des Fehlens von Antwor-
ten. Der Schwindel dieser 
Scharlatane ist schnell auf-
gedeckt: Griss kommt aus 
dem bürgerlichen Lager 
und kokettiert mit der FPÖ 
genauso wie mit den Neos. 
Der Großindustrielle und 
Milliardär Stronach ent-
larvte sich schnell selbst. 
Und Düringer kommt 
aus einem kleinbürgerli-
chen Milieu, das Antwor-
ten in wirren Verschwö-
rungstheorien und difu-
sem Geschwurbel sucht. 
Wer das richtigerwei-
se nicht als Ausweg sieht, 
wählt dann doch oft SPÖ 
oder Grüne als kleineres 
Übel, um das Schlimms-

te an sozialen Verschlech-
terungen und rassistischen 
Maßnahmen zu verhin-
dern. Dass diese Überle-
gung nicht aufgeht, wird 
immer deutlicher. Die Hof-
nungen, die in Bundes-
kanzler Kern gesetzt wur-
den, wurden bitter ent-
täuscht. Er setzt die neoli-
berale Kürzungspolitik der 
SPÖ weiter um und öfnete 
CETA den Weg. Alle aktu-
ellen sozialen Bewegungen, 
wie z.B. der Widerstand im 

Gesundheits- und Sozial-
bereich, inden die SPÖ als 
Gegner vor. Auch die Grü-
nen beinden sich mittler-
weile in fünf Koalitionen 
(mit ÖVP und/oder SPÖ), 
wo sie schon mehrere Spar-
pakte mitbeschlossen. Die-
se Politik stärkt die Rech-
ten.

Gleichzeitig stehen Angrif-
fe von Seiten der Unter-
nehmen auf Arbeitsbe-
dingungen und Löhne der 
Unwilligkeit der Gewerk-
schaftsbürokratie, Kämpfe 
zu organisieren, gegenüber. 
Die ArbeiterInnenklasse in 
Österreich hat keine poli-
tische Vertretung, kein In-

strument, um politische 
Kämpfe gegen die Ofensive 
der Herrschenden zu füh-
ren.

Es ist dringend nötig, 
ja überfällig, eine wirkli-
che Alternative aufzubau-
en, die sich von allen Etab-
lierten völlig unterscheidet, 
um fähig zu sein, tatsächli-
che Verbesserungen zu er-
kämpfen.

Dazu braucht es eine 
komplette Ablehnung der 
„Sachzwangpolitik“. Das 

Lied vom Sparen und Ban-
ken retten muss unterbro-
chen werden. Nur ein Pro-
gramm, das sich über die 
Grenzen des kapitalisti-
schen Systems hinwegsetzt 
und Forderungen im Sinne 
der Bedürfnisse einfacher 
Menschen, ArbeiterInnen 
und Jugendlichen aufstellt, 
kann echte Antworten auf 
die Probleme geben. Da-
zu gehören massive Inves-
titionen in Bildung, Sozia-
les und Gesundheit, Sen-
kung der Arbeitszeit, höhe-
re Löhne und gleiche Rechte 
für alle, die hier leben und 
leben wollen.

Ausgestattet mit einem 
solchen Programm kön-

nen die noch kleinen Wi-
derstandsnester gegen die 
herrschende Politik und die 
Ofensive der Unternehmen 
gestärkt und vernetzt wer-
den – etwa bei kommen-
den KV-Verhandlungen, 
bei kämpferischen Flücht-
lingsbetreuerInnen oder im 
Bildungsbereich. Wenn der 
Widerstand gegen das Kür-
zungsdiktat zusammenge-
führt und sichtbar gemacht 
wird, kann es gelingen, die 
dumpfe Wut, die es bei brei-

ten Schichten der Bevölke-
rung gibt, in aktiven Wi-
derstand zu verwandeln 
und den Teufelskreis der 
„kleineren Übel“-Logik zu 
durchbrechen. Auf so ei-
ner Basis kann eine neue 
linke Partei entstehen, die 
soziale Kämpfe stärkt und 
startet – eine Plattform für 
AktivistInnen und bisher 
Unorganisierte. Sie kann 
dabei Sprachrohr sein und 
Forderungen von Arbei-
terInnen, Jugendlichen, 
Frauen und MigrantInnen 
in eine breite Öfentlich-
keit bringen.

Das wird kein einfaches Un-
terfangen oder geradlini-
ger Prozess sein. Doch die 
Zeit drängt und der Vor-
marsch des Neoliberalis-
mus und des Rechtspopu-
lismus bedroht uns alle. 
Deshalb ist es notwendig, 
dass wir selbst aktiv wer-
den und die Chancen nut-
zen, die sich bieten. Die In-
itiative „Aufbruch“, die im 
Juni immerhin über 1.000 
Menschen zu ihrer Konfe-
renz mit dem Slogan „Wir 
können uns die Reichen 
nicht mehr leisten“ mobi-
lisiert hat, hat das Poten-
tial, aber auch die Verant-
wortung, den Aufbau einer 
echten linken Alternative 
voranzutreiben. 

Jan Millonig

Im gemeinsamen, selbst organisierten Kampf 
werden sich Menschen ihrer Stärke bewusst.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Für eine Linkspartei - mehr denn je!
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 FPodemos (Spanien): 
Gegründet 2014 (aktuell 
420.000 Mitglieder) 
wegen Wirtschaftskrise, 
Korruption und 
Indignado-Bewegung. 
Raketenhafter Aufstieg 
weil gegen Kürzungen 
und Establishment. 
Dann Anpassung und 
demokratische Mängel. 
2016 gemeinsame 
Kandidatur mit der von 
der KP dominierten 
Linksformation IU.
 FRazem (Polen): 
Gegründet 2015 (damals 
4.500 Mitglieder) aus den 
„Jungen SozialistInnen“, 
viele kommen aus der 
Mittelschicht. Bei den 
Parlamentswahlen mit 
einem Anti-Kürzungs-
programm 3,6%, aktiv 
in den Frauenprotesten.
 FPRC (Italien): Gegründet 
1991 mit über 100.000 
Mitgliedern (heute 
17.000) die trotz Kollaps 
des Stalinismus nicht 
vor dem Kapitalismus 
kapitulierten. Wuchs 
rasant und hatte 
starke Verankerung. 
Jahrelanger Opportu-
nismus und Rechtsruck 
führten in den Ruin.
 FDie Linke (Deutschland): 
gegründet 2007, aktuell 
60.000 Mitglieder. Die 
aus der Bewegung gegen 
Hartz 4 entstandene 
WASG fusionierte mit 
der stalinistischen PDS. 
Mehrere Strömungen, 
u.a. die am weitesten 
links stehende Anti-
kapitalistische Linke.
 FPSOL (Brasilien): 
Gegründet 2004 (aktuell 
121.000 Mitglieder) 

von PT-Abgeordneten 
gegen den neoliberalen 
Kurs der PT gemeinsam 
mit sozialistischen 
Organisationen. 
Starke Wurzeln in 
Gewerkschafts-, 
Frauen-, LGBT- und 
Landlosen-Bewegung.
 FZdružena levica (Slowe-
nien): Gegründet 2013 
als Wahlbündnis dreier 
Organisationen, erreichte 
6% 2014. Unterstützt 
z.B. die Hafenarbei-
terInnen von Koper.
 FAnti-Austerity-Alliance 
(Irland): Gegründet 
2014 auf Initiative 
der Socialist Party 
(CWI-Irland) im Kampf 
gegen Kürzungspolitik. 
Erfolgreiche Boykotte 
gegen Wassergebühren 
und der Einsatz für 
Frauenrechte bringen 
drei Parlamentssitze.
 FBloco Esquerda 
(Portugal): Gegründet 
1999 von radikalen 
Linken. Bald pro-EU 
und isoliert vom 
Widerstand gegen 
Kürzungen. In den 
letzten Jahren wieder 
nach links und Erfolge 
bei Wahlen (10%). 
Dann aber Duldung 
der sozialdemokra-
tischen Regierung.
 FPTB/PVDA (Belgien): 
Gegründet 1979 
aus stalinistisch-
maoistischer Tradition. 
Aktuell 10.000 
Mitglieder und ab 2008 
Bemühen um modern-
sozialdemokratisches 
Image. Aber noch viele 
stalinistische Merkmale. 
Zwei Sitze im Parlament.

International gab und gibt es 
zahlreiche neue linke For-
mationen, die versuchen, 
eine Alternative zu den ver-
bürgerlichten sozialdemo-
kratischen und den ver-
steinerten stalinistischen 
Parteien, aber auch auf-
strebenden rechtspopulis-
tischen Parteien aufzubau-

en. Österreich hinkt in die-
ser Entwicklung hinterher 
– doch zumindest können 
wir aus den Erfahrungen 
anderer Projekte Schlüsse 
für den Aufbau einer neuen 
ArbeiterInnenpartei hier-
zulande ziehen.

Zeitfaktor: Man will es 
„ordentlich“ machen, das 
braucht Zeit. Doch manch-
mal lässt uns die objekti-
ve Entwicklung diese Zeit 
einfach nicht. In Österreich 
wurden schon viele Chan-
cen verpasst, zuletzt die 
Wut über die rot-blaue Ko-
alition im Burgenland. Po-
demos oder auch die Ver-
einigte Linke in Slowenien 
waren „zur richtigen Zeit 
am richtigen Ort“. Sie stel-
len ein alternatives Ange-
bot, welches breit ange-
nommen wird. Der Auslö-
ser für die P-SOL in Brasi-
lien war der Rechtsruck der 
PT unter Lula. Einige Ab-
geordnete konnten nicht 
mehr mit dem rechten Kurs 
mit und wurden letztlich 
ausgeschlossen. Doch sie 
zogen sich nicht enttäuscht 
zurück, sondern gründe-
ten gemeinsam mit ande-

ren und existierenden lin-
ken Organisationen die P-
SOL. Diese neuen Forma-
tionen waren nicht fertig 
- aber es gibt zumindest et-
was. Doch ein solches Zeit-
fenster hält sich nicht auf 
Dauer. Es schließt sich oder 
wird – noch schlimmer – 
von der extremen Rechten 

gefüllt, wie wir es von der 
FPÖ kennen.

Kämpfe & Bewegungen: 
2004 fanden in Deutsch-
land Massenproteste ge-
gen Hartz IV statt. Diese 
waren ein wichtiger Aus-
löser, dass ein Teil von IG-
Metall und SPD-Funktio-
närInnen, die schon lange 
unzufrieden mit dem im-
mer rechteren Kurs wa-
ren, mit der SPD brachen. 
Der Druck aus der Arbei-
terInnenklasse war gestie-
gen und hatte auch sie nach 
links gedrückt. Das war ei-
ne wesentliche Grundlage 
für die erfolgreiche Grün-
dung von WASG und spä-
ter Linkspartei. Zusätz-
lich waren auch von An-
fang an AktivistInnen aus 
verschiedenen Bewegun-
gen Teil dieses Projektes, 
das, trotz aller Kritik die 
es daran gibt, eines der er-
folgreichsten neuen Links-
projekte darstellt. In Spa-
nien wäre Podemos ohne 
die vorhergehenden Mas-
senproteste der „Empör-
ten“ und mehrere Gene-
ralstreiks der spanischen 
ArbeiterInnenklasse nicht 

so schnell in die Höhe ge-
schossen.

Auch in Südafrika waren 
es die Proteste der Berg-
leute vor und nach dem 
Massaker von Marikana 
2012, die Entwicklungen in 
Richtung einer neuen Ar-
beiterInnenpartei einlei-
teten. Die Verankerung in 
sozialen Bewegungen und 
Gewerkschaften ist zen-
tral, um tatsächlich eine 
Partei der ArbeiterInnen-
klasse – und nicht nur ein 
loses linkes Projekt – auf-
zubauen.

Organisationen & De-
mokratie: Die Skepsis ge-
genüber „Parteien“ ist an-
gesichts der Korruption 
und Abgehobenheit der 
existierenden etablierten 
Organisationen, und auch 
vieler Fehler der Linken, 
verständlich. Wenn dar-
aus allerdings der Fetisch 
der (scheinbaren) Unorga-
nisiertheit wird, die letzt-
lich nichts anderes wird als 
die Führung einer kleinen 
demokratisch nicht legiti-
mierten Minderheit, dann 
ist das die falsche Antwort. 
Dass Projekte wie die P-
SOL und der Linksblock 
in Portugal seit Jahren 
existieren, liegt auch da-
ran, dass darin Organisa-
tionen aktiv sind, die eine 
lange Tradition der politi-
schen Arbeit haben. Doch 
die Zusammenarbeit be-
reits existierender Organi-
sationen ist nicht genug, es 
braucht auch neue Schich-
ten von bisher Unorgani-
sierten, die beginnen, ge-
gen die etablierte Politik zu 
kämpfen. In Irland hat die 
Massenbewegung gegen 
die Wassergebühren rund 
um die Anti-Austerity-Al-
liance dem neuen Projekt 
die aktive Basis, die über 

Who-is-Who der neuen Linken?

Wenn neue Formationen im 
Rahmen des Kapitalismus 
bleiben, nehmen sie in 
Krisenzeiten ein schnelles Ende.

Neue linke 
Formationen: 
Erfahrungen 
und Lehren

Tatsächlicher Stimmenanteil und 
Mandate der etablierten Parteien
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Die kapitalistische Restauration in den stalinistischen 
Staaten und der Rechtsruck von Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften haben die ArbeiterInnenbewegung 
in eine tiefe Krise gestürzt. Marxistische Ideen wur-
den durch jahrzehntelange Entstellungen des Stali-
nismus und dessen Zusammenbruch diskreditiert. 
Gleichzeitig hat die Verbürgerlichung der reformisti-
schen, sozialdemokratischen Parteien der ArbeiterIn-
nenklasse ein Vakuum hinterlassen, das bisher nicht 
gefüllt wurde. Die sozialistischen Traditionen der Ar-
beiterInnenbewegung wurden, in Abwesenheit von 
kämpferischen Klassenorganisationen, verschüttet.

MarxistInnen stehen nun vor einer „doppelten Auf-
gabe“: Erstens der Aufbau von marxistischen Kader-
organisationen, „die alle notwendigen Lehren aus der 
Geschichte der ArbeiterInnenbewegung gezogen ha-

ben und in Fragen der Programmatik, Strategie und 
Taktik den Anforderungen des Klassenkampfes ge-
recht“ werden – ein lebendiges Gedächtnis der Arbei-
terInnenbewegung. Zweitens die Mitarbeit beim Auf-
bau neuer, breiter ArbeiterInnenparteien.

Auf allen Kontinenten brechen immer wieder große 
Protestbewegungen aus. Ihre AktivistInnen versuchen, 
sich in neuen linken Formationen zu organisieren. So 
steigen die Chancen auf Erfolg: „Erstens weil sie ei-
nen wichtigen Beitrag zur politischen Verallgemeine-
rung von Kämpfen leisten kann und somit den Druck 
enorm erhöhen kann. Zweitens weil die bestehenden 
Regierungen weniger die Möglichkeit haben, Proteste 
auszusitzen. Dies können sie zur Zeit meist machen, 
da sie sowieso keine Folgen auf der parlamentari-
schen Ebene befürchten müssen (außer immer weiter 
sinkender Wahlbeteiligung)“.

Diese neuen Projekte sind (noch) keine wirklichen 
ArbeiterInnenparteien, doch sie können sich in diese 
Richtung entwickeln. Das ist kein Automatismus. Syri-
za beweist in Griechenland, dass neue Projekte genau-
so schnell, wie sie entstehen, für die Bewegung wie-
der verloren gehen können – das zeigt die Notwendig-
keit einer unabhängigen, marxistischen Partei, die die 
besten AktivistInnen gewinnt. Ohne eine solche wür-
den viele Erfahrungen verloren gehen. Ohne lebendi-
ge Strukturen und demokratische Kontrolle der Basis 
über die Führung, ohne klare Grundsätze (keine Zu-
sammenarbeit mit Parteien, die Sozialabbau betreiben; 
Durchschnittslohn für FunktionärInnen) und ohne ein 
sozialistisches Programm ist die Gefahr, zu scheitern, 
besonders groß. SozialistInnen müssen diese Punkte in 
neue Projekte hineintragen, ohne sie zur Bedingung für 
die zu Mitarbeit machen: „Die Existenz einer Arbeite-
rInnenpartei würde […] den AktivistInnen ein Forum 
bieten, in dem sie ihre Erfahrungen diskutieren und 
auswerten können. Die Kombination aus Erfahrun-
gen in Kämpfen, Erfahrungen mit der Begrenztheit 
keynesianischer Konzepte und Diskussionen wird 
mehr und mehr AktivistInnen von der Korrektheit 
marxistischer Ideen überzeugen.“

So kann eine „starke, in allen Teilen der Arbeiter-
klasse verankerte marxistische Organisation“ auf-
gebaut werden, die in einer revolutionären Situation 
„nötig ist, um eine erfolgreiche sozialistische Verän-
derung der Gesellschaft durchzuführen“. (Zitate kur-
siv aus „Reform oder Überwindung des Kapitalismus?“ 
von Sascha Stanicic, 2005)

Flo Klabacher

Kaderpartei und/oder 
breite ArbeiterInnenpartei?

Marx aktuell

eine reine Re-Gruppierung 
der Linken hinausgeht, ge-
geben. 

Zentral ist dabei immer 
die Frage der internen De-
mokratie. Die internen 
Strukturen müssen für die 
AktivistInnen durchsich-
tig sein. VertreterInnen, 
etwa in Vorständen, dür-
fen keine Privilegien oder 
hohe Einkommen haben 
und müssen jederzeit re-
chenschaftsplichtig und 
abwählbar sein. Genauso 
braucht es die Möglichkeit, 
innerhalb der Strukturen 
politische Debatten zu füh-
ren – mit gebotener Soli-
darität, aber notwendiger 

Härte, sowie die entspre-
chende Repräsentation op-
positioneller Strömungen.

Wahlfrage: Der Wunsch 
nach einer Wahlalternati-
ve ist groß. Die Wahlkämp-
fe waren und sind eine Are-
na, um Ideen zu präsen-
tieren und AktivistInnen 
einzubinden. Besonders 
in Zeiten mit wenigen so-
zialen Kämpfen sucht die 
Wut oft nach einem Ven-
til auf der Wahlebene. Ge-
fährlich wird es aber, wenn 
der Wunsch nach Mandaten 
zum Hauptfokus wird - und 
in weiterer Konsequenz ei-
ner solchen Ausrichtung 
dann aus dem Wunsch 
„mitzugestalten“ auch Ko-
alitionen mit bürgerlichen 
Parteien unterschiedlicher 
Färbung eingegangen wer-
den. So landet dann die 
Linkspartei in Deutsch-
land bereits jetzt in Sozial-

abbau betreibenden Koali-
tionen mit der SPD. Was als 
schlaue Taktik präsentiert 
wird, endet in der Aufgabe 
der eigenen Inhalte und ei-
ner weitgehenden Verwäs-
serung des Programms. Die 
Linke wird – zurecht – für 
die Regierungspolitik mit-
verantwortlich gemacht 
und als Teil des Establish-
ments gesehen. Eine Regie-
rungsbeteiligung auf Bun-
desebene mit SPD und Grü-
nen wäre für die Linke fa-
tal. Sie würde ein ähnliches 
Schicksal wie die 1991 ge-
gründete PRC, eines der äl-
testen „neuen“ linken Pro-
jekte, erwarten. Nach ei-

nem anfänglich klar lin-
ken Kurs mit über 100.000 
Mitgliedern und fast 9% 
bei Wahlen unterstützte sie 
ab 1996 die Regierung von 
Prodi, die für einen rigoro-
sen Sparkurs stand – und 
verlor in Folge Mitglieder 
und WählerInnen. Wah-
len und Mandate sind ei-
ne Bühne, nicht mehr und 
auch nicht weniger. Man-
date ohne starke Organisa-
tion und Unterstützung im 
Rücken können bestenfalls 
Anträge stellen, aber kaum 
etwas durchsetzen.

Sozialistisches Programm: 
Der Kapitalismus ist in der 
Krise. Und er erzeugt Kri-
sen, politische wie auch 
wirtschaftliche. Eine an 
sich banale Erkenntnis, die 
aber auch Konsequenzen im 
politischen Handeln haben 
sollte. Denn auch der Raum 
für Reformen wird enger. 

Der Versuch, die Kapital-
seite mit guten Argumen-
ten oder Tricks zu über-
rumpeln oder überzeugen, 
scheitert kläglich. Verbes-
serungen können nur er-
reicht und verteidigt wer-
den, wenn man bereit ist, 
über die Grenzen der kapi-
talistischen Logik hinaus 
zu sehen. Ist die Linke da-
zu nicht bereit, wird sie un-
weigerlich zur Mittäterin 
beim kapitalistischen Kür-
zungsdiktat, wie im Fall 
Syriza in Griechenland. Das 
Thessaloniki-Programm, 
mit dem Syriza 2015 an die 
Regierung gewählt wurde, 
bestand im Wesentlichen 
aus bescheidenen, aber 
wichtigen Verbesserungen 
für die ArbeiterInnenklas-
se. Doch die EU war nicht 
bereit, auch nur den leich-
testen Linksschwenk zu 
akzeptieren. Die Reformen 
durchzusetzen, hätte be-
deutet, mit der EU und dem 
kapitalistischen System zu 
brechen – die Unterstüt-
zung der griechischen Mas-
sen für diesen, zweifellos 
schwierigen, Schritt hätte 
Syriza gehabt. Doch Syriza 
zog zurück und verwaltet 
nun das größte Privatisie-
rungsprogramm der grie-
chischen Geschichte. 

Neue Formationen brau-
chen ein Programm, das 
über den Kapitalismus hi-
nausweist, etwa die Über-
nahme der Schlüsselzwei-
ge der Wirtschaft durch die 
Beschäftigten und eine de-
mokratisch geplante Wirt-
schaft. Sie müssen aber 
auch bereit sein, dieses Pro-
gramm umzusetzen. Des-
wegen braucht es in diesen 
neuen Formationen revolu-
tionäre Gruppen oder Flü-
gel, die dafür kämpfen.

Sebastian Kugler

Es braucht nicht nur neue linke 
Projekte, sondern neue Parteien
der ArbeiterInnenklasse.

Neue Linke
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Seit mehr als 20 Jahren Jah-
ren kämpfen SLP und un-
sere internationale Orga-
nisation Committee for 
a Workers International 
(CWI) für den Aufbau neu-
er Parteien als politischer 
Interessensvertretung der 
ArbeiterInnenschaft in ih-
rem Kampf gegen kapita-
listische Ausbeutung. In 
den 1990ern gab es kon-
krete Schritte und Lehren, 
wie in Italien und Schott-

land. Zentrales Merkmal 
des CWI beim Aufbau lin-
ker Formationen ist unser 
lexibler und ofener Zu-
gang. Wir beteiligen uns an 
neuen Formationen, war-
ten aber nicht einfach ab, 
bis diese von alleine entste-
hen. In Irland z.B. gründe-
ten AktivistInnen der Anti-
Household Tax Campaign 
und der Socialist Party 2014 
die Anti-Austerity Alliance 
und konnten bei der Parla-
mentswahl auf Anhieb drei 
Mandate erringen. Ziel war 
es, die Boykottbewegung 
gegen die Kopfsteuer so-
wie die Proteste gegen die 
Sozialabbau- und Privati-
sierungspolitik der Regie-
rung auf breitere Beine zu 
stellen. Mit einem kämp-
ferischen Kurs und ei-

nem sozialistischen Pro-
gramm erhielt die AAA 14 
StadträtInnen in mehreren 
Städten. 2016 kandidier-
ten wir trotz bedeutender 
politischer und methodi-
scher Unterschiede mit der 
SWP (Linkswende)-ge-
führten People Before Pro-
it Alliance als AAA-PBP. 
Dieses antikapitalistische 
Bündnis stellt sechs Par-
laments- und 28 regionale 
Abgeordnete, wodurch die 

irische Linke einen wichti-
gen Schritt weiter in Rich-
tung ArbeiterInnenpartei 
ist. Der wichtigste Erfolg 
der AAA bisher ist jedoch 
der Rückzug der Regierung 
von den Wassergebühren 
dank des massiven Wider-
standes.

In Griechenland beteilig-
ten sich unsere GenossIn-
nen von Xekinima bei den 
Wahlen 2014 trotz gewich-
tiger Diferenzen an un-
terschiedlichen Projekten. 
Die größten Erfolge gibt es 
in Volos, wo neben Manda-
ten auf SYRIZA-Listen v.a. 
ein Linksruck der lokalen 
SYRIZA-Gruppe gegen die 
rechten "Realos" erreicht 
werden konnte. Und in Zo-
grafou (Region Athen), wo 
wir in einem Bündnis mit 

ANTARSYA kandidierten 
und nun eine sozialistische 
Stadträtin stellen. Zentral 
ist nicht der Posten in ei-
nem Regionalparlament, 
sondern die Unterstützung 
sozialer Bewegungen und 
die Propagierung eines re-
volutionären sozialisti-
schen Programms. So ver-
teilten die GenossInnen im 
Wahlkampf 250.000 Flug-
blätter, verkauften 1.200 
Zeitungen und organisier-

ten im ganzen Land über 
20 Veranstaltungen. Wir 
zeigten die Fehler des re-
signativen Tsipras-Kurses 
auf und unterstützten im 
August 2015 die Gründung 
der SYRIZA-Abspaltung 
LAE trotz unserer Kritik 
an mangelnder Aktivität. 
Die Erfahrungen mit SYRI-
ZA und LAE beweisen, dass 
der Neuformierungspro-
zess sozialistischer Partei-
en keineswegs reibungslos 
oder linear verläuft. 

Die starke Orientierung 
mancher Gruppen auf 
Wahlen und parlamen-
tarische Arbeit ist prob-
lematisch und das muss 
auch gesagt werden. Wir 
lehnen die Beteiligung an 
kapitalistischen (Regio-

nal-)Regierungen ab, de-
ren Aufgabe letztlich in 
der Machterhaltung der 
KapitalistInnenklasse und 
in weiteren Angrifen auf 
die ArbeiterInnenklasse 
besteht.

Dass eine konsequente 
politische Haltung über-
zeugt, zeigt sich u.a. in 
Deutschland: In Deutsch-
land kritisierten die Ge-
nossInnen der SAV 2005 
das Wahlbündnis von 
WASG & Linkspartei.PDS, 
was 2006 zur Wahl des 
SAV-Mitglieds Lucy Redler 
in den WASG-Bundesvor-
stand führte. 2007 argu-
mentierten SAV-Mitglieder 
gegen die Fusion der WASG 
mit der früheren PDS, da 
diese sich weigerte, die So-
zialabbau-Regierungen in 
Berlin und Mecklenburg-
Vorpommern zu verlassen. 
Lucy bekam in Folge eine 
enorme Medienaufmerk-
samkeit, wodurch es ge-
lang, unsere sozialistischen 
Ideen einem breiteren Pub-
likum näher zu bringen. 
Dennoch beteiligt sich die 
SAV heute an der Partei die 
Linke, da sie noch immer 
Anlaufpunkt für Aktivis-
tInnen und soziale Kämp-
fe ist. Bei den jüngsten Ber-
liner Abgeordnetenhaus-
wahlen am 2. Oktober er-
reichte das SAV-Mitglied 
Sarah Moayeri in Neukölln 
für die Partei Die Linke mit 
der Absage an eine Koaliti-
on mit den Kürzungspar-
teien SPD und Grüne einen 

Stimmenzuwachs von über 
170%. Weiters ist die SAV 
sehr aktiv im Jugendver-
band der Linken.

Auch außerhalb Europas 
kommt es zu Neuformie-
rungen, an denen das CWI 
bedeutenden Anteil hat, so 
2004 der PSOL in Brasili-
en. In Nigeria setzten die 
AktivistInnen des CWI die 
Initiative zur Gründung 
der Socialist Party Nige-
ria. Wir stellen unser Bü-
ro und unsere Infrastruk-
tur zur Verfügung, öfnen 
unsere Zeitung und treten 
in eine solidarische Dis-
kussion mit anderen Strö-
mungen, die in Oppositi-
on zum Parlamentarismus 
und dem "langen Marsch 
durch die Institutionen" 
der Gemäßigten stehen. In 
Brasilien führte ein zwei-
jähriger Diskussionspro-
zess 2009 zur Fusion von 
SR und CLS zur LSR, der 
aktuellen Sektion des CWI, 
was revolutionäre Positi-
onen innerhalb von PSOL 
entscheidend stärkte (und 
weitere Debatten sind im 
Gange). Die Arbeit in neu-
en Formationen hilft also 
auch, revolutionäre Kräfte 
aufzubauen. Die Erfahrun-
gen, die unsere Schwes-
terorganisationen auf der 
ganzen Welt gemacht ha-
ben, bringen SLP-Aktivis-
tInnen ein, wenn es darum 
geht, eine linke Alternative 
in Österreich aufzubauen.

Pablo Hörtner

 Neue Linke

Das Committee for a Workers International
und die neuen Formationen

AktivistInnen des CWI kämpfen weltweit
für den Aufbau neuer Formationen
und einen revolutionären Kurs.
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No Man’s Sky, ein PC- und 
Konsolentitel, wirbt mit 
einer unendlichen Spiel-
welt in Form einer Ga-

laxie voller einzigartiger 
Planeten. Die Vorfreu-
de war groß. Nach Ver-
öfentlichung blieb es je-
doch weit hinter den Er-
wartungen zurück: auf 
Dauer eintönige Planeten, 
fehlende, jedoch verspro-
chene Features und vie-
les mehr. Darauf folgte 
ein massiver ‘Shitstorm’ 
der enttäuschten Konsu-
mentInnen. Man erhofte 

sich endlich ein innovati-
ves Spiel statt des nächs-
ten überteuerten Aufgus-
ses der immer gleichen 

Spielreihen der großen 
Studios. 

Doch die Logik der In-
dustrie, immer mangel-
haftere Spiele immer teu-
rer auf den Markt zu wer-
fen, machte auch vor dem 
„Indie“-Studio „HelloGa-
mes“ nicht Halt. Warum 
auch? Das Spiel verkaufte 
sich sehr gut und die da-
für entwickelte Technolo-
gie kann nun teuer lizen-

ziert werden. Vom Gewinn 
wird außer dem Manage-
ment kaum jemand et-
was sehen. Die Progam-
miererInnen müssen viele 
Überstunden (beschöni-
gend auch „Crunchtime“ 
genannt) leisten und sind 
unterhalb der Chefebe-
ne massiv unterbezahlt - 
und sollen trotzdem noch 
dankbar sein, in einer so 
‘tollen’ Branche arbeiten 
zu dürfen. Gewerkschaft-
liche Organisierung gilt 
als Fremdwort, fast jede 
Stelle ist prekär besetzt, 
Outsourcing ist Standard 
und der Rauswurf kann 
schnell erfolgen. Spielspaß 
und gute Arbeitsbedin-
gungen sind mit der Pro-
itlogik des Kapitalismus 
nicht vereinbar.

 Jens Knoll

No Man’s Lie

Meistgehyptes Spiel des Jahres 
zeigt: Profitinteressen zerstören
vielversprechende Ansätze.

Am 26.10. waren in Spani-
en mehr als 200.000 Schü-
lerInnen und Studieren-
de auf den Straßen, um für 
den Erhalt der öfentlichen 
Bildung zu demonstrieren. 
„Sindicato de Estudiantes“ 
(SchülerInnen- und Stu-
dierendengewerkschaft, 
SE) rief zum Generalstreik 
im Bildungswesen auf. 
Dieser wurde auch von El-
ternverbänden und eini-
gen LehrerInnengewerk-
schaften unterstützt. Auch 
das CWI (Committee for 
a Workers‘ International, 
dem die SLP angeschlos-
sen ist) unterstützte den 
Streik und organisierte so-
lidarische Unterstützung 
in über 20 Ländern welt-
weit.

Der Streik richtet sich 
gegen die Kürzungspolitik 
der rechten Regierung und 
den neuesten, bisher kras-
sesten Angrif auf die Bil-
dung: die Wiedereinfüh-
rung der „Zweitprüfun-
gen“. Diese gab es zuletzt 
unter Franco und sind ei-
ne Serie von Examen, die 
jeweils am Ende der Pri-
marstufe (bis zum sechs-
ten Schuljahr), der Sekun-
darstufe (siebtes bis zehn-
tes Schuljahr) und der 
Post- Sekundarstufe (elf-
tes und zwölftes Schul-
jahr) stattinden. Diese 
Zweitprüfungen wurden 
eingeführt, um Jugend-
liche aus der ArbeiterIn-
nenklasse daran zu hin-
dern, die Universitäten zu 

erreichen und sollen nun 
erneut eingeführt werden. 
Wieso auch für Bildung 
bezahlen, wenn die jun-
gen Menschen sowieso nur 
eine Zukunft voll prekärer 
Zustände und Ausbeutung 
erwartet? Für reichere Fa-
milien ist die Situation 
anders, da sie sich priva-
te Nachhilfe, Akademien, 
etc. leisten können

Der Streik war ein voller 
Erfolg und zeigte die Ab-
lehnung der Jugendlichen 
gegenüber den reaktio-
nären „Zweitprüfungen“ 
und gegenüber Bildungs-
kürzungen insgesamt. Die 
SE fordert den Rücktritt 
des Bildungsministers, die 
Rücknahme des Spar- und 
antidemokratischen Bil-
dungsgesetzes LOMCE und 
eine drastische Erhöhung 
des Bildungsbudgets. 

In ihrem ersten Bericht 
stellt die SE klar, dass der 
Streik zwar ein riesiger Er-
folg war, der Kampf aber 
noch nicht vorbei ist. Das 
Streik-Komitee für ganz 
Spanien traf sich bald nach 
dem Streik. Die Gewerk-
schaft kündigte weite-
re Streiks in den nächsten 
Wochen an, wenn die At-
tacken nicht bis zum 31.10. 
zurückgenommen wer-
den. Außerdem beton-
te die SE, dass der Kampf 
auch gegen das System ge-
hen muss, das diese soziale 
Ungerechtigkeit erzeugt: 
der Kapitalismus. 

Moritz Bauer

Auch Interrail-Tickets lösen
die Krise der EU nicht!
Die EU-Kommission spielt 
mit dem Gedanken, unter 
Jugendlichen Interrail Ti-
ckets zu verlosen. Weder 
die Anzahl, noch Finan-
zierungswege sind der-
zeit bekannt. Das Ziel ist 
es, den Zusammenhalt der 
Union zu stärken und den 
vom Glück Auserwählten 
die Möglichkeit zu geben, 
die „Welt“ zu sehen. Cool 
oder? Wohl eher ein ver-
zweifelter Versuch, sich 
Beliebtheit zu erkaufen 
und von tatsächlichen Mi-
seren, mit denen die heuti-

ge Jugend zu kämpfen hat, 
abzulenken! JedeR fünfte 
Jugendliche in der Euro-
Zone ist arbeitslos (20,7%). 
Fehlende Lehrstellen, Bil-
dungskürzungen und Stu-
diengebühren – das ist die 
harte Realität der kapita-
listischen EU. Dieser wird 
man mit dem Zug nicht 
entkommen! Außer der 
Zug hat die Revolution als 
Lokomotive. („Die Revolu-
tionen sind die Lokomoti-
ven der Geschichte.“ Marx, 
1850) 

 Nikita Tarasov

Bildungsgeneral-
streik in Spanien

Hu Xufang

Hu Xufang ist Aktivist des CWI in China. SozialistInnen 
wie er müssen dort im Untergrund arbeiten und riskie-
ren ihre Zukunft und ihr Leben. Nachdem er 2015 ver-
haftet und gefoltert wurde, musste er nun liehen. Er hat 
in den USA um Asyl angesucht, wo unsere Schwester-
organisation Socialist Alternative für sein Bleiberecht 
kämpft.

Kämpfer des Monats
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Polen: Frauenprotest 
schlägt Regierung

Vor nur einem Jahr kam 
die rechtspopulistische 
Law& Justice Partei (PiS) 
an die Macht. Es war die 
erste Mehrheitsregierung 
seit 1989. Allerdings lag 
der Sieg von Law & Justice 
nicht an einem Rechtsruck 
in der Gesellschaft. Der 
Grund war ihr Verspre-
chen, mit dem Neolibera-
lismus der Vorgängerre-
gierungen zu brechen. PiS 
versprach, das Pensions-

antrittsalter zu senken und 
eine neue Kinderbeihilfe 
für Familien mit mehre-
ren Kindern. An der Macht 
zeigte sie rasch ihr wah-
res Gesicht. Die PiS Regie-
rung plante, Abtreibungen 
komplett zu verbieten – die 
Antwort war eine Explosi-
on der Wut. Am 3. Oktober 
wurde ein bundesweiter 
Frauenstreik ausgerufen, 
inspiriert vom Beispiel der 
isländischen Frauen, die 
1975 einen bundesweiten 
Streik abhielten. Schät-
zungen zufolge protestier-
ten 140.000 Menschen in 
143 Demonstrationen im 
ganzen Land.

Im Frühling wur-
de bekannt, dass ei-
ne „Bürger”initiative ge-
nug Unterschriften für ein 
komplettes Abtreibungs-

verbot gesammelt hatte, 
um sie dem Parlament vor-
zulegen. Der Premiermi-
nister und führende Mit-
glieder der PiS sprachen 
sich dafür aus. Das lös-
te spontante Proteste aus. 
Aber diesmal waren es kei-
ne Proteste von Hunderten, 
wie in den zehn Jahren zu-
vor, sondern von Tausen-
den. Weil das Parlament 
aktuell zum großen Teil 
aus rechtsgerichteten Par-

teien besteht, ist die Ge-
fahr groß, dass das kom-
plette Abtreibungsverbot 
durchgeht. Es gibt keine 
Parlamentspartei, die zu-
mindest vage als links ge-
sehen werden könnte. Al-
lerdings spiegelt das Parla-
ment nicht die Stimmung 
auf der Straße wider. Eine 
neue linke Partei, Razem, 
die von Podemos in Spa-
nien inspiriert ist, schafte 
3,6% bei den Wahlen, ob-
wohl sie sich nur Monate 
vor der Wahl formiert hat-
te. 

Nach einer kurzen Pause 
der Bewegung im Sommer 
brach eine neue Protest-
welle im September aus, 
als der Gesetzesvorschlag 
im Parlament präsentiert 
wurde. Ein Entwurf zur 
Liberalisierung des Ab-

treibungsrechts wurde am 
selben Tag abgelehnt, als 
der Entwurf für das To-
talverbot für die Arbeits-
gruppen zugelassen wur-
de. Das reaktivierte brei-
te Schichten, die im selben 
Jahr schon an Protesten 
teilgenommen hatten. In-
nerhalb einer Woche nach 
der Ankündigung konnte 
eine Facebook Gruppe ge-
gen das Abtreibungsverbot 
über 100.000 Mitglieder 

gewinnen. Als Antwort 
auf das Parlamentsvotum 
wurde ein Frauenstreik 
für den 3. Oktober aus-
gerufen – der „Schwar-
ze Montag”. Die Größe des 
Streiks und der Protes-
te überstiegen alle Erwar-
tungen. Besonders junge 
Frauen beteiligten sich in 
großer Zahl an den Protes-
ten. SchülerInnen organi-
sierten Schulstreiks und 
beteiligten sich zum ersten 
Mal an einem politischen 
Kampf, oft trotz physi-
scher Bedrohung und Ein-
schüchterung. Es war kein 
oizieller Streik und viele 
Frauen nahmen extra Ur-
laub. Manche Gemeinden 
verhängten aber extra ei-
nen speziellen „Gemein-
deurlaub“, um die Teil-
nahme zu ermöglichen. 

Auch der sozialdemokra-
tische Gewerkschaftsver-
band OPZZ unterstützte 
letztlich die Proteste. Er 
machte klar, dass er seine 
Mitglieder unterstützen 
wird, wenn sie wegen des 
„Streiks“ Probleme be-
kommen. Zum Teil gab es 
bis zu 60% Beteiligung am 
Streik. Das löste Panik in 
der Regierungspartei aus 
und innerhalb von zwei 
Tagen wurde der Entwurf 
eilig verworfen.

Der Kampf ist nicht vorbei. 
PiS steht unter Druck sei-
ner rechten Unterstütze-
rInnen und bereitet einen 
“Kompromissvorschlag” 
vor. Dieser Entwurf sieht 
vor, dass Abtreibung in 
Fällen von Vergewaltigung 
und wenn das Leben der 
Frau in Gefahr ist, legal ist. 
Wenn der Fötus missge-
bildet ist, soll sie verboten 
werden. Andere Vorschlä-
ge inkludieren ein Verbot 
von Formen hormoneller 
Verhütung. Daher kam es 
auch um den 24. Oktober 
wieder zu Protesten.

Bis jetzt wurden die Pro-
teste über Facebook orga-
nisiert und koordiniert. 
Alternatywa Socjalistycz-
na (CWI in Polen) fordert 
demokratische Struktu-
ren für die Bewegung. Es 
braucht Komitees auf loka-
ler Basis in Schulen, Uni-
versitäten, Betrieben und 
Nachbarschaften, um eine 
breite Schicht von Frauen 
(und Männern) einzube-

ziehen. Diese sollten sich 
auf stadtweiter Ebene ver-
netzen und demokratisch 
gewählte VertreterInnen 
an ein bundesweites Ko-
mitee schicken, um Ak-
tionen zu koordinieren. 
Sie müssen voll rechen-
schaftsplichtig sein, und 
zwar auf allen Ebenen. Al-
ternatywa Socjalistyczna 
fordert sichere und kos-
tenlose Abtreibungen oh-
ne Einschränkungen, kos-
tenlose qualitativ hoch-
wertige Gesundheitsver-
sorgung, vollen Zugang 
zu kostenloser Verhütung, 
Ersatz von Religionsun-
terricht an Schulen durch 
Auf klärungsunterricht 
sowie einen garantierten 
Betreuungsplatz für jedes 
Kind in öfentlichen Kin-
derkrippen und Kinder-
gärten.

Die Bewegung darf nicht 
stehen bleiben, sondern 
muss eine Liberalisierung 
des Gesetzes fordern. Die 
öfentliche Meinung ver-
schiebt sich – die Unter-
stützung für ein Ende der 
restriktiven Abtreibungs-
gesetze wächst. Besonders 
jetzt, da eine neue Welle 
von Attacken auf das Ab-
treibungsrecht auf dem 
Tisch ist, müssen wir in 
die Ofensive gehen und 
die Kampagne weiterent-
wickeln hin zur Umset-
zung voller Frauenrechte. 

Pawel Nowak
Alternatywa Socjalistyczna
www.wladzarobotnicza.pl

Polnische Regierung von Massenbewegung
 zu erniedrigendem Rückzug beim 
Abtreibungsrecht gezwungen – vorläufig.



13Nr. 253 | 11.2016 Internationales

„Die letzte Schlacht des 
IS“ nennen einige bürger-
liche Medien die Belage-
rung der größten durch den 
IS besetzten Stadt Mossul 
im Irak. Wer nach 15 Jah-

ren „Krieg gegen den Ter-
ror“ immer noch an ei-
nen rein militärischen Sieg 
glaubt, belügt sich selbst. 
2001 schätzte die CIA-FBI 
Arbeitsgruppe AlQuaida, 
die damals größte islamis-
tische Terrororganisation, 
auf 500-1.000 Kämpfer. Al-
lein der IS kommt Schät-
zungen zu Folge heute auf 

über 100.000. Fallen Mossul 
und später vielleicht auch 
die IS-Gebiete in Syrien, 
kann der IS auf eine neue 
Basis in Libyen oder Tune-
sien hofen. Drohnenkrieg 

und Flächen-Bombardie-
rungen bringen den Ter-
roristen ständig neue Rek-
ruten. Die wachsende Dis-
kriminierung der europäi-
schen MuslimInnen schaft 
dem IS Rückhalt in Europa.

Der IS oder seine Nachfolger 
sammeln den Widerstand 
gegen die Folgen des Im-

perialismus: Sektiererische 
Konlikte zwischen Kon-
fessionen und Volksgrup-
pen, die Diktaturen vor Ort 
und nicht zuletzt die Armut 
sind auch Teil des Erbes und 
der Gegenwart des Imperi-
alismus aus West und Ost. 
Natürlich ist das Terror-Re-
gime des IS dazu keine Al-
ternative, aber eben ge-
nau die gilt es zu schafen. 
Es braucht militärischen 
Widerstand gegen IS, As-
sad & Co, aber diese Übel 
zu besiegen, wird die dar-
unter liegenden Probleme 
noch nicht lösen. Es feh-
len kämpferische Gewerk-
schaften und Linke vor Ort, 
die einen tatsächlichen Weg 
aus dem Elend zeigen kön-
nen: Selbstorganisation ge-
gen Kapitalismus, sektiere-
rische Gewalt und religiö-
sen Fundamentalismus! 
  Tilman M. Ruster

Der Terror wird den IS überleben

SozialistInnen gegen PEGIDA

Afghanistan, Irak & Pakistan: 
der „Krieg gegen den Terror“ 
kostet bisher mindestens eine 
Million Menschenleben.

Bei den Kommunalwah-
Die britische Labour-Par-
tei kommt nicht zur Ruhe. 
2015 konnte Jeremy Cor-
byn, ein linker Kandidat, 
die Wahlen zum Parteivor-
sitzenden gewinnen. Er-
möglicht wurde dies durch 
hunderttausende Arbei-
terInnen und Jugendliche, 
die in die Partei strömten, 
um Corbyn zu unterstüt-
zen. Damit war die Partei-
bürokratie, die in den Jahr-
zehnten zuvor einen rech-
ten Kurs durchgesetzt hat-
te, nicht einverstanden und 
organisierte die Neuwahl 
des Parteivorsitzes. Wieder 
traten Hunderttausende in 
die Partei ein. Wieder ge-
wann Corbyn deutlich.

Der Charakter von La-
bour hat sich seit 2015 mas-
siv verändert. Die Anzahl 
der Mitglieder verdreifach-
te sich, die meisten der Bei-
getretenen unterstützen 
Corbyn. Gleichzeitig sitzen 
in der Parlamentsfraktion 
und in Parteigremien im-
mer noch dieselben Büro-
kratInnen.

Mit der Spaltung der kon-
servativen Regierung an-
gesichts von Brexit-Ver-
handlungen und schlech-
ten Wirtschaftsaussichten 
hat Corbyn gute Chancen, 
die nächste Wahl zu gewin-
nen. Dies liegt jedoch nicht 
im Interesse der rechten La-
bour-Parlamentsfraktion. 
Mit hohen Gehältern und 
neoliberaler Ideologie steht 
sie sowohl sozial als auch 
politisch den Konservativen 

näher als ihrer Parteibasis. 
Sie werden weiterhin ver-
suchen, Corbyn abzusetzen 
und seinen Wahlkampf tor-
pedieren.

Eine neuerliche Ausein-
andersetzung mit der Par-
teibürokratie ist unum-
gänglich, doch die Führung 
der Corbyn-Bewegung 
drückt sich davor. Während 
ihr Einluss durch bürokra-
tische Manöver beschnitten 
wird, versucht sie die Par-
teirechte zur Versöhnung 
zu bewegen.

Wenn Corbyn siegen will, 
muss Labour radikal verän-
dert werden: Zu einer föde-
ralen Plattform, in der sich 
linke Parteien, Gewerk-
schaften, ArbeiterInnen-
organisationen und soziale 
Bewegungen organisieren 
und diskutieren können, 
um soziale Verbesserun-
gen und schließlich den 
Sturz des Kapitalismus zu 
erkämpfen. Die Socialist 
Party (CWI in England und 
Wales) unterstützt Corbyn 
und ist bereit, an so einem 
Bündnis teilzunehmen. 
Dabei macht sie klar, dass 
Corbyns Erfolg eine Folge 
der jahrzehntelangen Spar-
politik sind, die die Arbei-
terInnenklasse nach Verän-
derung rufen lässt. Gerade 
auf Bezirksebene setzt die 
Labour-Bürokratie jedoch 
weiterhin Sparmaßnah-
men durch. Sollten Corbyns 
Worten hier nicht Taten fol-
gen, wird Labour nicht die-
se Veränderung sein.  

 Manuel Schwaiger

GB: Corbyn und 
die Bürokraten

Am Montag, den 17. Okto-
ber, demonstrierten bis 
zu 6.000 Menschen gegen 
den zweiten Geburtstag 
der rechtsradikalen PEGI-
DA-Bewegung. Durch den 
Protest konnte verhin-
dert werden, dass PEGI-
DA wie üblich am Montag 
demonstrierte. Die Ras-
sistInnen mussten auf den 
Sonntag ausweichen. Die 
SAV, deutsche Schwes-
terorganisation der SLP, 
organisierte die Proteste 
mit. Auf der Kundgebung 
redete SAV-Mitglied und 

K ra n ken haus-G ewerk-
schafterin Dorrit Hol-
lasky: „Ich wünsche mir, 
dass wir in Zukunft ge-
meinsam für Arbeitsplät-
ze, bezahlbaren Wohn-
raum, bessere Bildung 
und Sozialabbau kämp-
fen. Das schafen wir nur 
gemeinsam, Hiergebore-
ne und Gelüchtete.“ Dor-
rit forderte außerdem ein 
stärkeres Engagement ge-
gen rechts, sowohl von 
Gewerkschaften als auch 
der Linkspartei.  
     www.sozialismus.info

Antigewerkschaftsgesetze
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Überall sind gewerk-
schaftliche Rechte be-
droht. Auch in Austra-
lien. Dort plant die Re-
gierung ein neues Gesetz, 
welches dem Staat Zu-
gang zu Gewerkschafts-
finanzen verschaffen soll. 
Außerdem sind „Kom-
missionen“ geplant, die 
streikende ArbeiterIn-
nen zu Aussagen ohne 
Beisein von AnwältIn-
nen zwingen sollen. Bei 
Weigerung drohen Geld- 
und Haftstrafen. Die aus-
tralische Schwesterorga-

nisaton der SLP erarbei-
tete in ihrer Zeitung „The 
Socialist“ ein Kampfpro-
gramm dagegen: „Wir 
brauchen kämpferische 
Strategien, um zu ge-
winnen. Deshalb soll das 
ja auch verboten werden. 
Wir können uns nicht 
darauf verlassen, dass 
das Parlament uns hilft. 
Die Gewerkschaftsbewe-
gung muss einen eintä-
gigen Generalstreik zur 
Verhinderung dieser Plä-
ne organisieren.“                     
www.socialistpartyaustralia.or

Streik im Sudan
Wie ein Laufeuer verbrei-
tete sich im Oktober ein 
ÄrztInnenstreik, der von 
der unabhängigen CCSD-
Gewerkschaft organisiert 
wurde. Gefordert werden 
bessere Arbeitsbedingun-
gen, verbesserter Arbeits-
schutz und mehr medizi-
nische Ausrüstung für die 
Krankenhäuser. Sie wol-
len bis zur Erfüllung ih-
rer Forderungen streiken. 
Das CWI ruft zur Sendung 
von Soli-Botschaften an 
cwi@worldsoc.co.uk auf. 
   www.socialistworld.net
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Kein Vertrauen in 
profitorientierte Gentechnik

66 Milliarden Dollar leg-
te Bayer jüngst für einen 
anderen Konzern auf den 
Tisch, dessen Name für 
Dominanz im landwirt-
schaftl ich-chemischen 
Sektor sowie Gentech-
nik steht: Monsanto. Ei-
ne einzige Zahl belegt sei-
ne Macht: er kontrolliert 
70% aller genetisch mo-
diizierten Saatgüter. Ent-
scheidungen seiner Vor-
standsetage haben dra-
matischen Einluss auf 

Ernährung und (Über-)
Leben unzähliger Men-
schen.

Das hema Gentech-
nik ist verständlicherwei-
se emotional stark aufgela-
den. Leider stößt man allzu 
oft auf Unsinn, Halbwahr-
heiten oder glatte Lügen - 
und das keineswegs nur von 
glühenden BefürworterIn-
nen und PR-Abteilungen. 
Wir lehnen die Beurtei-
lung der Gentechnik auf der 
Grundlage manchmal hys-
terischer Fortschrittsfeind-
lichkeit und religiöser Dog-
men („Nur Gott darf das“) 
ab. Alles, was der Mensch-
heit für eine nachhalti-
ge und friedliche Entwick-
lung nutzt, ohne schwer-
wiegende Nebenwirkungen 
zu haben, kann und soll er-
forscht, erprobt und umge-
setzt werden! Eine Verbes-
serung der Ernährungslage 
infolge höherer und stabi-

ler Erträge (unter anderem 
aufgrund gezielter Resis-
tenzen gegen Schädlin-
ge und Schadplanzen) ist 
grundsätzlich zu begrüßen. 
Aber damit ist noch nicht 
geklärt, welche Wirkungen 
Gentechnik in einer zutiefst 
ungerechten und krisenbe-
hafteten Gesellschaftsord-
nung hat und haben kann.

Das beginnt bei der For-
schung, die keineswegs 
neutral oder objektiv ist, 
wenn Proitinteressen im 

Spiel sind. So werden For-
schungsergebnisse, die den 
Konzernbossen nicht in den 
Kram passen, oftmals bei-
seite geschoben oder gleich 
gefälscht.

Wohin Geld und Ener-
gie gesteckt werden, zeigt 
dieses Beispiel: Monsan-
to „kämpft auch zuneh-
mend mit Unkräutern, die 
sich seinem Pestizid wider-
setzen. … Monsanto begann 
(...) eilig damit, seine High-
techplanzen gegen Pesti-
zide anderer Hersteller zu 
immunisieren, um sie vor 
Überwucherung zu schüt-
zen.“ (Zeit.de) Im Kapitalis-
mus zerstört der Konkur-
renzkampf jegliche Ansät-
ze fruchtbringender inter-
nationaler Kooperationen 
zum Nutzen aller.

Ein weiteres hema ist die 
Verantwortung bei Unfäl-
len und langfristigen Schä-
den. Dieser entziehen sich 

Unternehmen, wo immer 
es geht. Notfalls zögert ein 
Heer von AnwältInnen und 
LobbyistInnen die Zahlung 
von Schadenersatz und 
Strafen um Jahre bis Jahr-
zehnte hinaus. Schlagen-
de Beispiele aus den letzten 
Jahrzehnten sind die ka-
tastrophalen Erfahrungen 
aus Kernenergie sowie der 
chemischen, Tabak- und 
Asbestindustrie. Bezüglich 
Gentechnik ist ähnliches zu 
erwarten.

Die wirtschaftlichen 
und politischen Eliten 
sind schnell dabei, Tei-
len der Bevölkerung das 
Recht abzusprechen, bei 
schwerwiegenden Fragen 
mitzuentscheiden. Teils 
wird dies damit begrün-
det, dass diese Menschen 
schlicht unwissend seien. 
Mangelndes Wissen be-
züglich Gentechnik und 
Medizin darf jedoch kein 
Vorwand für undemo-
kratische Entscheidungen 
sein. Viele Menschen leh-
nen gentechnisch verän-
derte Lebensmittel jedoch 
ab, weil sie (zu Recht) kein 
Vertrauen in Konzerne 
wie Monsanto haben. Man 
will nicht das Versuchs-
tier für Proite sein. Die-
se Skepsis hat nicht Fort-
schrittsfeindlichkeit oder 
„Dummheit“ zur Grund-
lage. Sie folgt aus den 
Missständen, die dieses 

Proitsystem unweigerlich 
erzeugt; mitunter ergänzt 
um oft unausgegorene Ka-
pitalismus-Kritik.

Es bräuchte einen Pro-
zess transparenter gesell-
schaftlicher Diskussion, in 
der die Rolle der Wissen-
schaft wäre, vollkommen 
unabhängig von Proit- 
und Konzerninteressen 
Ergebnisse, Schlussfol-
gerungen und Prognosen 
abzugeben und diese lai-
enverständlich zu ver-

mitteln. Bedeutsame Ent-
scheidungen müssen mit 
einem Maximum an de-
mokratischen Strukturen 
getrofen werden, die weit 
über den bürgerlichen 
Parlamentarismus hin-
ausgehen. Die Forschung 
bezüglich Möglichkeiten 
und Risiken der Gentech-
nik muss den Proitinter-
essen entrissen werden.

Die Lösung der Gentech-
nik-Frage steckt auch 
nicht im Entwurf „bes-
serer“ Gesetze, die letzt-
lich von Bayer-Monsanto 
& Co. ignoriert oder um-
gangen werden können. 
Jeder Konzern, dem Ver-
gehen nachgewiesen wur-
den, und welcher der Ge-
sellschaft Ressourcen und 
Wissen vorenthält, muss 
vergesellschaftet wer-
den. Die Führung dieser 
Betriebe hat unter voller 

Kontrolle der Beschäftig-
ten, zuständigen Wissen-
schafterInnen, betrofe-
nen KonsumentInnen so-
wie der interessierten Öf-
fentlichkeit zu erfolgen. 
Es braucht die Aufhebung 
der geltenden Patentrech-
te und den Aufbau inter-
nationaler Technologie- 
und Forschungspools, zu 
denen alle Zugang haben. 
Nur so kann sichergestellt 
werden, dass eine ausge-
wogene Beurteilung der 
Möglichkeiten und Gefah-
ren stattinden kann. Die-
se Maßnahmen sind, kon-
sequent durchgezogen, 
mit dem Kapitalismus un-
vereinbar.

Ein entsprechender gesell-
schaftlicher Diskussions- 
und Entscheidungspro-
zess benötigt gegenwär-
tig nicht vorhandene Ins-
trumente der Demokratie. 
Der bürgerliche Parlamen-
tarismus, der von Lob-
byismus und Korruption 
durchsetzt ist, muss er-
setzt werden. Ein räte-de-
mokratisches System mit 
Prinzipien wie jederzeiti-
ge Wähl- und Abwählbar-
keit, Rechenschaftsplicht 
und Durchschnittslöhnen 
für FunktionsträgerInnen 
böte die nötigen Voraus-
setzungen. Welchen Platz 
gentechnisch veränder-
te Lebensmittel in einer 
solchen nicht-kapitalisti-
schen bzw. sozialistischen 
Zukunft einnehmen, wird 
dann von Fall zu Fall ent-
schieden werden. 

 Franz Neuhold

Das Problem ist nicht Gentechnik, sondern die Aus-
beutung dieser Technologie für Kapital-Interessen.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1800 Uhr 
im ‘Habert Café’ 
Salzkammergut Einkaufspark

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1900 Uhr  
im ‘Restaurant Rondo’ 
Marienplatz 1

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria Delfino’ 
20,; Engerthstraße 92 
(Nähe U6 Handelskai)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1900 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?  
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Das Buch besteht aus 13 
Berichten, einer guten 
Datenbank und einem 
Experteninterview. Wer 
es liest, bekommt einen 
sehr lebensnahen Ein-
druck, wie arme Men-
schen leben. Wien wird 
weltweit als eine wohl-

habende und reiche Stadt 
dargestellt. Das Buch 
macht klar: es gibt auch 
arme Menschen, die in 
der Statistik keinen Platz 
finden. Die Reportagen 
behandeln gut und ver-
ständlich den Weg in die 
Armut. Das können un-
terschiedliche Grün-
de sein: Jobverlust, un-
bezahlbare Kreditraten, 
Delogierung, aber auch 

Krankheit oder Kinder-
reichtum führen ins Ab-
seits und den Ausschluss 
aus dem öffentlichen Le-
ben. Auch Flüchtlin-
ge kommen zu Wort und 
erzählen, wie sie ver-
suchen, in Sicherheit zu 
überleben.

Das Buch ist auch eine 
Würdigung vieler Men-
schen, die in diesem Be-
reich ehrenamtlich oder 
beruflich arbeiten. In ei-
nigen Reportagen lernt 
man nicht nur verschie-
dene österreichische So-
zialinstitutionen ken-
nen, man erfährt auch 
etwas über den Ar-
beitsalltag der Beschäf-
tigten. V.a. die Gruppe 

der 24-Stundenpflege-
rInnen aus Osteuropa ist 
einerseits von Armut be-
troffen und andererseits 
als Pflegebeschäftigte 
längst ein wichtiger Teil 
der österreichischen Ar-
beiterInnenklasse. Gera-
de auch deswegen ist es 
schade, dass dem Buch 
Anregungen für einen 
Kampf zur Verbesserung 
der Zustände weitgehend 
fehlen. Sozialbewegun-
gen in der Vergangenheit 
(etwa gegen Kürzungen 
in der Steiermark) ha-
ben gezeigt, dass es mög-
lich ist, gemeinsam aktiv 
zu werden. Die Notwen-
digkeit dazu wird einem 
beim Lesen des Buches 
absolut bewusst – hier 
hätten Vorschläge zum 
was tun gut gepasst.

Die Armen von Wien
Uwe Mauch
ÖGB-Verlag

ISBN ----

Was bringt es, politisch 
aktiv zu sein, wenn doch 
die Herrschenden so reich 
und mächtig sind. Aber 
all die Grauslichkeiten 
des Kapitalismus kann 
man nicht ignorieren. 
Arbeitslosigkeit, Kinder 
die im Mittelmeer ertrin-
ken, Frauen die geschla-
gen werden, eine zerstör-
te Umwelt, Krieg... all das 
ist da, ob wir es wollen 
oder nicht. Es bleibt al-
so nur abfrusten oder ak-
tiv werden. Allein kann 

man nichts bewirken. 
Selbst wenn man sein ge-
samtes Geld spendet oder 
in Hilfsprojekte steckt ist 
das nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. Jede 
Verbesserung der letzten 
Jahrhunderte wurde er-
kämpft: das Wahlrecht, 
Mutterschutz, Kollek-
tivverträge. Nichts wur-
de uns von netten Herr-
schenden gewährt, son-
dern erkämpft, weil die 
ArbeiterInnenbewegung 
mit ihren Organisatio-

nen (Gewerkschaften und 
Parteien) es erkämpft hat. 
Wir haben uns in der SLP 
und im CWI zusammen-
geschlossen, weil wir ge-
meinsam für eine demo-
kratische, sozialistische 
Wirtschaft, Gesellschaft 
und Welt kämpfen wol-
len. Du willst das auch? 

Dann beginne jetzt damit,
 ruf uns an 

(- ) 
oder schreib uns (slp@slp.at 

bzw. SLP, Papenheimg. /  
 Wien).

Unsere internationale Or-
ganisation KAI/CWI, ar-
beitet in rund 50 Län-
dern auf allen Konti-
nenten und unterstützt 
jene, die sich gegen Aus-
beutung und Unterdrü-
ckung wehren. Uns eint 
die Analyse der Situati-
on, unsere Methode und 
unser Ziel: der Sturz des 
Kapitalismus und der 
Aufbau einer demokra-
tischen, sozialistischen 
Gesellschaft. Bei interna-

tionalen Trefen tauschen 
wir Erfahrungen aus und 
diskutieren Perspektiven. 
Doch die Anreise ist teu-
er. Damit auch Sozialis-
tInnen aus ärmeren Län-
dern anreisen können, 
sind sie auf unsere Spen-
den angewiesen: einfach 
in bar in einer SLP-Orts-
gruppe abgeben oder auf 
unser Konto einzahlen:

IBAN: AT 
 

BIC: OPSKATWW

Der aktuelle SLP-Lesetipp

Warum politisch aktiv sein? Andere über uns

Bei der Diskussionssendung Pro & Contra von PULS 4 kon-
frontierte SLP-Aktivistin und Sprecherin der Plattform 
Nicht Mit Mir, Sonja Grusch, die aufs Podium geladenen 
radikalen Abtreibungsgegnerinnen. Sie entlarvte die 
Lügen der selbsternannten „Lebensschützer“ und rief 
dazu auf, für das Recht auf Selbstbestimmung, Zugang 
zu Schwangerschaftsabbrüchen und kostenlose Verhü-
tungsmittel zu kämpfen.

Sichtbar machen, was Politiker-

Innen verstecken wollen: Neues

Buch über „Die Armen von Wien“

„Hoch die Internationale
 Solidarität“ hat auch 
was mit Geld zu tun



 F Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öfentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Plegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen die Angrife der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öfentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

 F Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
 F Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schafen.
 F Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öfentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Proiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Die einen wollen die rech-
te Gefahr stoppen, die 
anderen das unsozia-
le Establishment. Die ei-
nen erkennen die Gefähr-
lichkeit eines rechtsext-
remen Bundespräsiden-
ten, die anderen haben 
die Schnauze voll von Ar-
beitslosigkeit und Niedrig-
löhnen. Beide haben recht. 
Hofer steht für neolibera-
le, frauenfeindliche, ras-
sistische FPÖ-Politik, die 
rechtsextremer Gewalt 
Rückenwind bietet und auf 
der Seite der Reichen steht. 
In Verbindung mit einem 

möglichen Kanzler Strache 
ist Angst mehr als begrün-
det. Van der Bellen (VdB) 
steht für weiter wie bisher, 
für wirtschaftsliberale In-
halte und verteidigt die EU 
der Banken und Konzerne. 

Viele Hofer-WählerIn-
nen leiden unter dem So-
zialabbau der regieren-
den Parteien und suchen 
zu Recht eine Alternati-
ve. Für sie geht es nicht in 
erster Linie um Rassis-
mus – aber sie akzeptie-
ren ihn. Viele VdB-Wäh-
lerInnen sind durch den 
dringenden Wunsch mo-

tiviert, Hofer zu verhin-
dern. Wieder haben bei-
de recht beim Erkennen 
des Problems. Doch eine 
Lösung wird auch die xte 
Bundespräsidentschafts-
wahl nicht bringen. Hofer 
hat keine Antwort für die 
ArbeiterInnenklasse, au-
ßer noch härtere Schläge. 
Hofer als Bundespräsident 
muss verhindert werden. 
Aber VdB als Bundesprä-
sident wird die FPÖ nicht 
aufhalten, das kann nur 
eine starke ArbeiterInnen-
bewegung. 

 Helga Schröder

Keine Stimme 
für Hofer!

Erfolgreiche bundesweite Aufbruch-Tage

Wer keinen rechtsextremen Präsi-
denten und keine unsoziale Politik 
will, muss sich organisieren.


